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Satzung über die öffentliche
Wasserversorgung der

Landeshauptstadt Potsdam 
vom 18.04.2013

(Wasserversorgungs- und 
-abgabensatzung – WVS)

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam hat in ihrer Sitzung am 03.04.2013 folgende Satzung be-
schlossen:

Rechtsgrundlagen:

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom
18.12.2007 (GVBl. I. S. 286), zuletzt geändert durch das Gesetz
zur Stärkung der kommunalen Daseinsvorsorge vom 09.01.2012
(GVBl. I S. 1);

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsge-
setz – WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert
durch Art. 5 Absatz 9 d. G. v. 24.02.2012 (BGBl. I S. 212);

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) i. d. F. d. B. vom
02.03.2012 (GVBl. I Nr. 20);

Verordnung über die allgemeinen Bedingungen für die Versorgung
mit Wasser (AVBWasserV) vom 20. Juni 1980 zuletzt geändert
durch Art. 1 d. Verordnung. v. 13.01.2010 (BGBl. I S. 10); 

Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) i. d. F. d. B. vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert d. G. v.
29.07.2009 (BGBl. I S. 2353);

Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg
(VwVGBbg) vom 18. Dezember 1991 zuletzt geändert durch Art. 14
G. v. 23.09.2008 (GVBl. I S. 202, 207);

Kommunalabgabengesetz für das Land Brandenburg (KAG) i. d. F.
d. B. vom 31.03.2004 (GVBl. I S. 174) zuletzt geändert d. G. v.
27.05.2009 (GVBl. I S. 160);

Abgabenordnung (AO) i. d. F. d. B. vom 01.10.2002 (BGBl. I 
S. 3866; berichtigt BGBl. I 2003 S. 61), zuletzt geändert d. G. v.
22.12.2011 (BGBl. I S. 3044).
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Teil I – Technische Bestimmungen

§ 1
Allgemeines

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam ist Trägerin der öffentlichen
Wasserversorgung im Stadtgebiet und in den Ortsteilen Geltow
und Caputh der Gemeinde Schwielowsee. Sie betreibt zu diesem
Zweck eine einheitliche öffentliche Wasserversorgungsanlage. Art,
Lage und Umfang der öffentlichen Wasserversorgungsanlage so-
wie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Än-
derung, Verbesserung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt die
Landeshauptstadt Potsdam.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam bedient sich zur Erfüllung die-
ser Aufgabe der Energie und Wasser Potsdam GmbH.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieser Satzung haben die Begriffe nachfolgende Be-
deutung:

1. Öffentliche Wasserversorgungsanlage
Zur öffentlichen Wasserversorgungsanlage gehören – vorbehaltlich
abweichender Regelungen in dieser Satzung – das gesamte öf-
fentliche Wasserleitungsnetz einschließlich aller technischer Ein-
richtungen wie z. B. Druckerhöhungsstationen und Hochbehälter,
die Wasserwerke einschließlich aller technischer Einrichtungen,
Versorgungsleitungen, die Wasserzähler, Anlagen und Einrichtun-
gen, die nicht von der Landeshauptstadt Potsdam selbst, sondern
von Dritten hergestellt, unterhalten oder betrieben werden, wenn
sich die Landeshauptstadt Potsdam dieser Anlagen zur Erfüllung
ihrer Wasserversorgungspflicht bedient.

2. Versorgungsleitungen
Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserversor-
gungsgebiet, von denen die Grundstücksanschlüsse abzweigen.

3. Grundstücksanschluss
Der Grundstücksanschluss stellt die Verbindung zwischen der Ver-
sorgungsleitung und der privaten Hausinstallationsanlage dar, ein-
schließlich des im Einzelfall notwendigen Wasserzählerschachtes
sowie aller Anschlussvorrichtungen und der Wasserzähleranlage.
Der Grundstücksanschluss stellt eine Betriebsanlage der Landes-
hauptstadt Potsdam dar, ohne Bestandteil der öffentlichen Was-
serversorgungsanlage zu sein.

4. Anschlussvorrichtungen
Anschlussvorrichtungen sind die Vorrichtungen zur Wasserentnah-
me aus der Versorgungsleitung, einschließlich der Anbohrschelle
mit integrierter oder zusätzlicher Absperrarmatur oder des Ab-
zweiges mit Absperrarmatur samt den dazugehörigen technischen
Einrichtungen.

5. Hauptabsperrvorrichtung
Die Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grund-
stück, mit der die gesamte nachfolgende Wasserverbrauchsanla-
ge einschließlich des Wasserzählers abgesperrt werden kann.

6. Private Hausinstallationsanlage
Die private Hausinstallationsanlage umfasst alle Anlagen des Grund-
stückseigentümers hinter der Wasserzähleranlage, sowohl unter-
irdisch auf dem Grundstück als auch in aufstehenden Gebäuden. 

7. Wasserzähler
Der Wasserzähler ist die den eichrechtlichen Vorschriften entspre-
chende Messeinrichtung, durch welche die von dem Eigentümer
verbrauchte Wassermenge festgestellt wird. Der Wasserzähler ist
Bestandteil der öffentlichen Wasserversorgungsanlage.

8. Wasserzähleranlage
Die Wasserzähleranlage im Sinne der Satzung besteht aus:
a) Der Hauptabsperrvorrichtung,
b) der Längenausgleichsverschraubung,
c) der Absperrvorrichtung mit Rückflussverhinderer und optiona-

ler Entleerung (hinter dem Wasserzähler)
d) dem Anschlussbügel.

9. Grundstück
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Ein-
tragung im Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz ei-
nes Eigentümers, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bil-
det.

10. Eigentümer
Eigentümer im Sinne dieser Satzung ist der jeweilige grundbuchli-
che Eigentümer oder Erbbauberechtigte. Besteht für das Grund-
stück ein dingliches Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stel-
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le des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetzes vom 21.09.1994 (BGBl. I, S. 2457) genannten
natürlichen und juristischen Personen des privaten und öffent-
lichen Rechts. Die Eigentümerschaft dieses Personenkreises ent-
steht nur, wenn das Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbau-
rechts oder der Ankauf des Grundstückes gem. §§ 15 und 16 des
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen
den Anspruch des Nutzers keine nach dem Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz statthaften Einreden und Einwendungen geltend ge-
macht worden sind. Mehrere Eigentümer haften gemeinschaftlich.
Der Eigentümer kann nach § 80 Abgabenordnung einen Bevoll-
mächtigten benennen. Die Vollmacht muss schriftlich erteilt werden.

(2) Die Rechte und Pflichten, die sich aus Teil I dieser Satzung für
Eigentümer ergeben, gelten für Erbbauberechtigte und sonstige
zur Nutzung des Grundstückes dinglich Berechtigte sowie für die
Träger der Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb be-
bauter Ortsteile. Darüber hinaus gelten Rechte und Pflichten, die
sich aus dieser Satzung für die Benutzung der öffentlichen Was-
serversorgungsanlage ergeben für jeden, der

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das angeschlossene Grund-
stück aufgrund einer schuldrechtlichen Vereinbarung zu nut-
zen (insbesondere Mieter, Pächter, Untermieter) oder

2. aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage tatsächlich Was-
ser entnimmt.

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Eigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach
Maßgabe dieser Satzung an die öffentliche Wasserversorgungsan-
lage angeschlossen wird (Anschlussrecht). Er ist nach dem erfolg-
ten Anschluss berechtigt, Wasser von der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage nach Maßgabe dieser Satzung zu beziehen (Be-
nutzungsrecht).

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf sol-
che Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung erschlossen
sind. Der Eigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes-
oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass eine
neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versor-
gungsleitung geändert wird. Für welche Grundstücke eine neue
Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungs-
leitung geändert wird, entscheidet die Landeshauptstadt Potsdam.

(3) Die Landeshauptstadt Potsdam kann den Anschluss eines
Grundstücks an die bestehende Versorgungsleitung versagen, wenn
die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder 
aus sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen erhebliche
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert.

(4) Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fäl-
len der Absätze 2 und 3, sofern der Eigentümer sich verpflichtet,
die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängenden Aufwendun-
gen zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheit leistet.

(5) Die Landeshauptstadt Potsdam kann das Benutzungsrecht in
begründeten Einzelfällen ausschließen oder einschränken, soweit
nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität erforder-
lich ist. Das gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser.

§ 4
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die Eigentümer sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die
öffentliche Wasserversorgung anzuschließen (Anschlusszwang).
Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei
deren Benutzung Wasser verbraucht wird oder verbraucht werden
kann, dauernd oder zeitweilig vorhanden sind. Ein Anschlusszwang
besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich un-
möglich ist.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam bestimmt und gibt öffentlich
bekannt, welche Straßen oder Ortsteile mit betriebsfertigen Was-
serversorgungsleitungen versehen sind und für die der Anschluss-
zwang nach Maßgabe dieser Vorschrift wirksam geworden ist. Alle
für den Anschluss in Frage kommenden Anschlussberechtigten
haben ihre Grundstücke unter Beachtung der Regeln der Technik
so anzuschließen, dass der bestimmungsgemäßen Nutzung des
Wassers der öffentlichen Wasserversorgungsanlage Hindernisse
nicht entgegenstehen.

(3) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgung an-
geschlossen sind, ist – vorbehaltlich der Einschränkungen nach
dieser Satzung – der gesamte Bedarf an Trinkwasser im Rahmen
des Benutzungsrechts ausschließlich aus der öffentlichen Wasser-
versorgungseinrichtung zu decken (Benutzungszwang). Verpflich-
tet sind die Eigentümer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen
der Landeshauptstadt Potsdam die dafür erforderliche Überwa-
chung zu dulden.

(4) Die Nutzung von Wasser aus Eigenversorgungsanlagen auf ei-
nem Grundstück, das an die öffentliche Wasserversorgung ange-
schlossen ist, ist nur gestattet, wenn die Landeshauptstadt Pots-
dam zuvor auf Antrag des Eigentümers festgestellt hat, dass die
beabsichtigte Nutzung des Wassers nicht zu Zwecken der Trink-
wasserversorgung erfolgt und dem Benutzungszwang der öffent-
lichen Wasserversorgungseinrichtung nicht entgegensteht. Die Ge-
stattung kann auch versagt werden, wenn Gründe der Volksge-
sundheit der Nutzung solchen Wassers entgegenstehen. Der Ei-
gentümer hat durch geeignete Maßnahmen (absolute Systemtren-
nung) sicherzustellen, dass von seiner Eigenanlage keine Rückwir-
kungen in das öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind. 

(5) Wird ein Grundstück an die öffentliche Wasserversorgungsan-
lage angeschlossen, auf dem bis dahin anderes leitungsgebunde-
nes Wasser oder Wasser aus Eigenversorgungsanlage genutzt
wurde, so ist innerhalb von 3 Monaten nach Anschlussmöglichkeit
an die öffentliche Wasserversorgungsanlage, die Außerbetriebset-
zung der bisherigen Anlagen durchzuführen und die Trinkwasser-
versorgung hat nur noch über die öffentliche Wasserversorgungs-
anlage zu erfolgen. Die Trennung von der bisherigen Anlage ist der
Landeshauptstadt Potsdam schriftlich in Form einer Bescheinigung
eines zugelassenen Installationsbetriebes anzuzeigen.

(6) Entsteht die Anschlusspflicht erst nach der Errichtung einer
baulichen Anlage, so ist das Grundstück innerhalb von drei Mona-
ten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Bekanntmachung
oder durch Mitteilung an den Anschlussberechtigten angezeigt
wurde, dass das Grundstück angeschlossen werden kann.

(7) Werden an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, die noch
nicht mit Versorgungsleitungen ausgestattet sind, aber später da-
mit versehen werden, Neubauten errichtet, so sind, wenn die Lan-
deshauptstadt Potsdam es verlangt, alle Einrichtungen für den
späteren Anschluss vorzubereiten. Das Gleiche gilt, wenn in be-
reits bestehenden Bauten die vorhandene private Hausinstallations-
anlage wesentlich geändert oder neu angelegt werden.

§ 5
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Auf Antrag kann eine Befreiung vom Anschluss- und Benut-
zungszwang erfolgen, wenn aus besonderen Gründen, auch unter
Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls, der An-
schluss- und Benutzungszwang nicht zumutbar ist. Der Antrag ist
schriftlich unter Angabe der Gründe an die Landeshauptstadt Pots-
dam zu richten. 

(2) Die Befreiung kann teilweise, befristet, unter Bedingungen, Auf-
lagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 6
Beschränkung des Benutzungszwanges

(1) Auf Antrag kann die Verpflichtung zur Benutzung auf einen be-



stimmten Verbrauchszweck und Teilbedarf beschränkt werden,
soweit das für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zu-
mutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe der
Volksgesundheit entgegenstehen. Der Antrag auf Befreiung oder
Teilbefreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Lan-
deshauptstadt Potsdam einzureichen. § 5 Absatz 2 gilt entspre-
chend. Gründe der Volksgesundheit stehen einer Beschränkung
der Benutzungspflicht insbesondere entgegen, wenn für den je-
weiligen Gebrauchszweck oder Teilbedarf im Sinne von Satz 1
Trinkwasser oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser
erforderlich ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur durch
die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgungsanlage gewähr-
leistet wird.

(2) Die Errichtung einer Eigenversorgungsanlage ist der Landes-
hauptstadt Potsdam anzuzeigen, bevor sie in Betrieb genommen
werden darf. Eine Eigenversorgungsanlage für die Versorgung ei-
nes Grundstücks mit Wasser darf nur betrieben oder genutzt wer-
den, wenn die Voraussetzungen für eine Befreiung vom Anschluss-
und Benutzungszwang nach § 5 vorliegen und wenn von ihr keine
Rückwirkungen in die öffentliche Wasserversorgungsanlage mög-
lich sind. Die Herstellung oder das Belassen einer Verbindung zwi-
schen Eigenversorgungsanlage und öffentlicher Wasserversorgung
sind verboten.

§ 7
Sondervereinbarungen

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung
berechtigt oder verpflichtet, so kann die Landeshauptstadt Pots-
dam durch eine Vereinbarung mit ihm ein besonderes Benutzungs-
verhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen die-
ser Satzung entsprechend. Ausnahmsweise kann in Sonderver-
einbarungen Abweichendes bestimmt werden, sofern und soweit
dies sachgerecht ist.

§ 8
Grundstücksanschluss

(1) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren
Änderung werden nach Anhörung des Eigentümers und unter
Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Landeshaupt-
stadt Potsdam bestimmt. Jedes Grundstück soll einen unmittelba-
ren Anschluss an die Versorgungsleitung haben. Die Landeshaupt-
stadt Potsdam kann in Ausnahmefällen auf Antrag gestatten, dass
mehrere Grundstücke über einen gemeinsamen Grundstücksan-
schluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlos-
sen werden, soweit der gemeinsame Grundstücksanschluss zu-
gunsten der Landeshauptstadt Potsdam grundbuchlich abgesi-
chert ist. Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere
selbständige Grundstücke aufgeteilt, gelten die Regelungen von
Satz 1 bis 3 entsprechend.

(2) Der Grundstücksanschluss wird von der Landeshauptstadt Pots-
dam hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt oder
beseitigt. Er muss zugänglich und vor Beschädigungen geschützt
sein.

(3) Der Eigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die si-
chere Errichtung des Grundstücksanschlusses auf seinem Grund-
stück zu schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf den Grund-
stücksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen.

(4) Der Eigentümer hat jede Beschädigung des Grundstücksan-
schlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie
sonstige Störungen unverzüglich der Landeshauptstadt Potsdam
mitzuteilen. Er hat die auf seinem Grundstück befindlichen Ab-
sperrvorrichtungen auf ihre Funktionsfähigkeit zu prüfen.

(5) Über die technische Ausführung des Grundstücksanschlusses
entscheidet die Landeshauptstadt Potsdam. Die technischen An-
schlussbedingungen werden ortsüblich bekannt gemacht.
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(6) Der Grundstücksanschluss darf weder als Erder noch als
Schutzleiter für Blitzableiter, Erdungsleitungen und Starkstroman-
lagen benutzt werden. Wenn ein Erdungsanschluss noch am
Grundstücksanschluss vorhanden ist, so muss dieser auf Veran-
lassung und auf Kosten des Eigentümers fachgerecht entfernt wer-
den. Bei der Herstellung eines erforderlichen Hauptpotenzialaus-
gleiches sind gemäß DIN VDE 0100-410 und DIN VDE 0100-540
zur Vermeidung gefahrbringender Potentialunterschiede elektrisch
leitfähige Rohrleitungen des Trinkwasserhausanschlusses und der
Wasserzähleranlage mittels Potentialausgleichsleiter untereinander
und dem Schutzleiter zu verbinden. Der Potentialausgleich ist so
anzubringen, dass spätere Arbeiten an der Wasserzähleranlage
nicht beeinträchtigt werden.

(7) Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage so-
wie jede Änderung des Grundstücksanschlusses sind vom Eigen-
tümer unter Benutzung eines bei der Landeshauptstadt Potsdam
erhältlichen Vordrucks für jedes Grundstück zu beantragen. Vor-
behaltlich einer Entscheidung im Einzelfall muss jedes Grundstück
einen eigenen Grundstücksanschluss haben.

(8) Beim Vorhandensein mehrerer Grundstücksanschlussleitungen
auf einem Grundstück dürfen die dazugehörigen Verbrauchsleitun-
gen nicht untereinander verbunden werden. 

§ 9
Private Hausinstallationsanlage

(1) Der Eigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Errich-
tung, Erweiterung, Änderung und Unterhaltung der privaten Haus-
installationsanlage hinter dem Grundstücksanschluss, mit Aus-
nahme der Wasserzähleranlage, zu sorgen. Hat er die Anlage oder
Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung
überlassen, so verbleibt die Verantwortlichkeit einzig beim Eigentü-
mer.

(2) Die private Hausinstallationsanlage darf nur unter Beachtung
der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder be-
hördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln
der Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden.
Die Anlage und die Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaf-
fen sein, dass Störungen anderer Abnehmer oder der öffentlichen
Versorgungseinrichtungen sowie Rückwirkungen auf die Güte des
Trinkwassers ausgeschlossen sind. Die Errichtung und der An-
schluss der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur
durch ein in ein Installateurverzeichnis eines Wasserversorgungs-
unternehmens eingetragenes Installationsunternehmen erfolgen.
Die Landeshauptstadt Potsdam bzw. der von ihr beauftragte Dritte
ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. Der
Anschluss wasserverbrauchender Einrichtungen jeglicher Art ge-
schieht auf Gefahr des Eigentümers.

(3) Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet werden, die
entsprechend den anerkannten Regeln der Technik beschaffen
sind. Das Zeichen einer anerkannten Prüfstelle (z. B. DIN-DVGW,
DVGW- oder GS-Zeichen) bekundet, dass diese Voraussetzungen
erfüllt sind.

(4) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, müssen
plombiert werden. Ebenso sind Anlagenteile, die zur privaten Haus-
installationsanlage des Eigentümers gehören, unter Plombenver-
schluss zu nehmen, um eine einwandfreie Messung zu gewährleis-
ten. Die dafür erforderliche Ausstattung dieser Anlagenteile ist nach
den Angaben der Landeshauptstadt Potsdam zu veranlassen. Zu
den vorgenannten Anlagenteilen gehört der Gartenwasserzähler.

(5) Der Eigentümer hat jede Inbetriebsetzung der privaten Hausin-
stallationsanlagen durch ein Installationsunternehmen, gem. § 9
Absatz 2, bei der Landeshauptstadt Potsdam zu beantragen. 

§ 10
Überprüfung der privaten Hausinstallationsanlage

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam ist berechtigt, die private Haus-



installationsanlage des Eigentümers vor und nach ihrer Inbetrieb-
nahme zu überprüfen. Sie hat auf erkannte Sicherheitsmängel auf-
merksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden
oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die Landes-
hauptstadt Potsdam berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung
bis zu deren Behebung zu verweigern. Bei Gefahr für Leib oder Le-
ben ist sie hierzu verpflichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der priva-
ten Hausinstallationsanlage sowie durch deren Anschluss an das
Verteilungsnetz übernimmt die Landeshauptstadt Potsdam keine
Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie
bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für
Leib oder Leben darstellen.

§ 11
Technische Anschlussbedingungen

Die Landeshauptstadt Potsdam ist berechtigt, weitere technische
Anforderungen an den Grundstücksanschluss und die private Haus-
installationsanlage sowie deren Betrieb festzulegen, soweit dies aus
Gründen der sicheren und störungsfreien Versorgung, insbeson-
dere im Hinblick auf die Erfordernisse der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage, notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen den
anerkannten Regeln der Technik nicht widersprechen. Die Landes-
hauptstadt Potsdam kann den Anschluss von Verbrauchseinrich-
tungen von ihrer vorhergehenden Zustimmung abhängig machen,
soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien Versor-
gung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse der öffent-
lichen Wasserversorgungsanlage, notwendig ist (Erlaubnisvorbe-
halt). Die Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der An-
schluss die sichere und störungsfreie Versorgung anderer Berech-
tigter gefährden würde. Die technischen Anschlussbedingungen
sind ortsüblich bekannt zu machen.

§ 12
Betrieb, Erweiterung und Änderung der privaten

Hausinstallationsanlage, Mitteilungspflichten

(1) Private Hausinstallationsanlagen sind so zu betreiben, dass
Störungen anderer Eigentümer, störende Rückwirkungen auf die
öffentliche Wasserversorgungsanlage der Landeshauptstadt Pots-
dam oder auf Dritte sowie Rückwirkungen auf die Beschaffenheit
des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) Änderungen an der privaten Hausinstallationsanlage sind der Lan-
deshauptstadt Potsdam mitzuteilen, soweit sich dadurch die Grund-
lagen für die Gebührenbemessung ändern oder ändern könnten.

§ 13
Pflichten des Eigentümers, Haftung

(1) Der Eigentümer hat Bediensteten oder Beauftragten der Lan-
deshauptstadt Potsdam den Zutritt zu allen der Wasserversorgung
dienenden Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur Prüfung der
Wasserleitungen, zum Ablesen sowie Wechseln des Wasserzäh-
lers und zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung und die
von der Landeshauptstadt Potsdam auferlegten Bedingungen und
Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. Der Eigentümer wird da-
von vorher verständigt.

(2) Bei nicht ständig bewohnten Grundstücken hat der Eigentümer
dafür Sorge zu tragen, dass die Zugänglichkeit des Grundstücks
für die Landeshauptstadt Potsdam gewährleistet bleibt.

(3) Der Eigentümer ist verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustan-
des der Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(4) Der Eigentümer haftet der Landeshauptstadt Potsdam für von
ihm oder Dritten verschuldete Schäden, die auf eine Verletzung
seiner Pflichten nach dieser Satzung zurückzuführen sind.

§ 14
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer hat für Zwecke der örtlichen Ver-
sorgung das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich
Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über sein im Versor-
gungsgebiet liegendes Grundstück sowie erforderliche Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur
Grundstücke, die an die öffentliche Wasserversorgung angeschlos-
sen sind, die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zusammenhang
mit der Wasserversorgung genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist.
Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme des Grund-
stücks den Eigentümer mehr als notwendig oder in unzumutbarer
Weise belasten würde.

(2) Der Eigentümer ist rechtzeitig über die Art und den Umfang der
beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstücks zu benachrich-
tigen.

(3) Der Eigentümer kann die Umverlegung der Einrichtungen ver-
langen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumut-
bar sind. Die damit einhergehenden Kosten hat die Landeshaupt-
stadt Potsdam zu tragen. Dies gilt nicht soweit die Einrichtungen
ausschließlich der Versorgung des Grundstücks dienen.

(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, ist der Eigentümer verpflich-
tet, die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie noch
fünf Jahre unentgeltlich auf Verlangen der Landeshauptstadt Pots-
dam zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet wer-
den kann.

(5) Der § 14 Absatz 1 bis 4 gilt nicht für öffentliche Verkehrswege
und Verkehrsflächen sowie nicht für Grundstücke, die durch Plan-
feststellung, Genehmigung oder aufgrund öffentlichen Baurechts
für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen
bestimmt sind.

§ 15
Art und Umfang der Versorgung

(1) Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften
und den anerkannten Regeln der Technik für die Beschaffenheit
von Trinkwasser entsprechen.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam ist verpflichtet, das Wasser un-
ter dem Druck zur Verfügung zu stellen, der für eine einwandfreie
Deckung des üblichen Bedarfs in dem betreffenden Versorgungs-
gebiet erforderlich ist.

(3) Die Landeshauptstadt Potsdam ist berechtigt, die Beschaffen-
heit und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und
behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der
Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftli-
chen oder technischen Gründen zwingend erforderlich ist. Dabei
sind die Belange der Eigentümer möglichst zu berücksichtigen.
Die Landeshauptstadt Potsdam wird eine dauernde wesentliche
Änderung den Eigentümern nach Möglichkeit mindestens zwei
Monate vor der Umstellung schriftlich bekannt geben.

(4) Eine durch eine andere Beschaffenheit oder einen anderen
Druck des Wassers erforderlich werdende Änderung an einer pri-
vaten Hausinstallationsanlage hat der Eigentümer des betroffenen
Grundstückes in eigener Verantwortung durchzuführen.

(5) Stellt der Eigentümer Anforderungen an die Beschaffenheit und/
oder den Druck des Wassers, die über die vorgenannten Verpflich-
tungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, die erforderlichen
Vorkehrungen zu treffen.

(6) Die Landeshauptstadt Potsdam stellt das Wasser im Allgemei-
nen ohne Beschränkung zu jeder Tages- und Nachtzeit am Ende
des Grundstücksanschlusses zur Verfügung. Dies gilt nicht

1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffent-
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lichen Wasserversorgung erforderlich oder sonst durch Sat-
zung vorbehalten sind,

2. soweit und solange die Landeshauptstadt Potsdam durch hö-
here Gewalt, durch Betriebsstörungen, Wassermangel oder
sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht
zugemutet werden kann, gehindert ist.

(7) Die Landeshauptstadt Potsdam kann die Versorgung ganz oder
teilweise ablehnen oder unter Auflagen und Bedingungen stellen,
sofern, soweit und solange das zur Wahrung des Anschluss- und
Benutzungsrechts anderer Berechtigter erforderlich ist.

(8) Die Landeshauptstadt Potsdam darf die Versorgung unterbre-
chen oder einschränken, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzu-
nehmen. Die Landeshauptstadt Potsdam hat jede Unterbrechung
und Unregelmäßigkeit unverzüglich zu beheben.

(9) Die Landeshauptstadt Potsdam gibt eine Unterbrechung oder
Einschränkung der Wasserversorgung vorher öffentlich bekannt
und unterrichtet die Eigentümer und betroffene Dritte ortsüblich
über den Umfang und die voraussichtliche Dauer der Unterbre-
chung. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die Unter-
richtung

1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die Lan-
deshauptstadt Potsdam dies nicht zu vertreten hat (z. B. Ha-
varien) oder

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen
verzögern würde.

(10) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für
die angeschlossenen Grundstücke geliefert. Die Weiterleitung an
sonstige Dritte ist nur mit vorher einzuholender schriftlicher Zu-
stimmung der Landeshauptstadt Potsdam zulässig. Sie kann er-
teilt werden, wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht über-
wiegende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen.

(11) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit
nicht in dieser Satzung oder auf Grund sonstiger gesetzlicher oder
behördlicher Vorschriften Beschränkungen vorgesehen sind. Die
Landeshauptstadt Potsdam kann die Verwendung für bestimmte
Zwecke beschränken, soweit dies zur Sicherstellung der allgemei-
nen Wasserversorgung erforderlich ist.

§ 16
Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, 
Wasserabgabe aus öffentlichen Hydranten

(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder
zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist rechtzeitig vor Beginn
der Bauarbeiten bei der Landeshauptstadt Potsdam zu beantra-
gen. Der Eigentümer hat der Landeshauptstadt Potsdam alle für
die Herstellung und Entfernung des Bauwasseranschlusses ent-
stehenden Kosten zu erstatten. Die Landeshauptstadt Potsdam
legt die weiteren Bedingungen für den Wasserbezug fest. Die Sät-
ze 2 und 3 gelten für Anschlüsse zu sonstigen vorübergehenden
Zwecken entsprechend.

(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zu Feuerlösch-
zwecken, sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken ent-
nommen werden soll, stellt die Landeshauptstadt Potsdam auf
Antrag Hydrantenstandrohre mit Wasserzählern zur Verfügung.

(3) Sollen auf einem Grundstück besondere Feuerlöschanschlüsse
eingerichtet werden, sind über ihre Anlegung, Unterhaltung und
Prüfung besondere Vereinbarungen mit der Landeshauptstadt Pots-
dam zu treffen.

§ 17
Haftung bei Versorgungsstörungen

(1) Für Schäden, die ein Eigentümer oder ein berechtigter Benut-
zer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Versorgung erleidet, haftet die Landeshaupt-

stadt Potsdam aus dem Benutzungsverhältnis und/oder aus uner-
laubter Handlung ausschließlich im Falle:

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit
des Eigentümers, es sei denn, dass der Schaden von der Lan-
deshauptstadt Potsdam oder einem Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht wor-
den ist,

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Scha-
den weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit der
Landeshauptstadt Potsdam oder eines Erfüllungs- oder Ver-
richtungsgehilfen verursacht worden ist,

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder
durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertre-
tungsberechtigten Organs der Landeshauptstadt Potsdam ver-
ursacht worden ist.

(2) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15,00 EURO.

(3) Ist der Eigentümer berechtigt, das bezogene Wasser an einen
Dritten weiterzuleiten und erleidet dieser durch Unterbrechung der
Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Versor-
gung einen Schaden, so haftet die Landeshauptstadt Potsdam dem
Dritten gegenüber nur in dem selben Umfang wie dem Grundstücks-
eigentümer aus dem Benutzungsverhältnis.

(4) Leitet der Eigentümer das bezogene Wasser an einen Dritten
weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten si-
cherzustellen, dass dieser aus unerlaubter Handlung keine weiter-
gehenden Schadensersatzansprüche erheben kann, als sie in den
Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Die Landeshauptstadt Pots-
dam hat den Eigentümer hierauf bei Begründung des Benut-
zungsverhältnisses hinzuweisen.

(5) Schäden sind der Landeshauptstadt Potsdam unverzüglich mit-
zuteilen. Leitet der Eigentümer das gelieferte Wasser an einen Drit-
ten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuer-
legen.

(6) Schadensersatzansprüche der in den Absätzen 1 bis 3 be-
zeichneten Art verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in
welchem der Ersatzberechtigte von dem Schaden und von den
Umständen, aus denen sich eine Anspruchsberechtigung ergibt,
Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in fünf Jahren
von dem schädigenden Ereignis an.

(7) Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und dem Ersatzbe-
rechtigten Verhandlungen über den zu leistenden Schadensersatz,
so ist die Verjährung gehemmt, bis der eine oder andere Teil die
Fortsetzung der Verhandlungen verweigert.

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten für Absatz 4 entsprechend.

§ 18
Wasserzähler

(1) Die verbrauchte Wassermenge wird regelmäßig durch einen
Wasserzähler festgestellt, der den eichrechtlichen Vorschriften ent-
sprechen muss. Bei öffentlichen Verbrauchseinrichtungen kann die
gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder geschätzt wer-
den, wenn die Kosten der Messung außer Verhältnis zur Höhe des
Verbrauchs stehen.

(2) Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, Unterhal-
tung, Auswechslung und Entfernung des Wasserzählers sind Auf-
gaben der Landeshauptstadt Potsdam. Sie entscheidet auch über
Art, Zahl und Größe des Wasserzählers sowie dessen Aufstellung-
sort. Bei der Aufstellung ist so zu verfahren, dass eine einwand-
freie Messung gewährleistet ist. Der Eigentümer ist zuvor anzuhö-
ren und seine berechtigten Interessen sind zu wahren.

(3) Auf Verlangen des Eigentümers und auf dessen Kosten ist der
Wasserzähler umzuverlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigung
einer einwandfreien Messung möglich ist. Absatz 2 bleibt unbe-
rührt.
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(4) Der Eigentümer haftet für das Abhandenkommen und die Be-
schädigung des Wasserzählers sowie die im Zusammenhang mit
der Beschädigung entstandenen Wasserverluste. Er hat den Ver-
lust, die Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtungen der
Landeshauptstadt Potsdam unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver-
pflichtet, die Anlagen vor Abwasser und Grundwasser sowie vor
Frost zu schützen.

(5) Der Wasserzähler wird von der Landeshauptstadt Potsdam
möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen der Lan-
deshauptstadt Potsdam vom Eigentümer selbst abgelesen. Dieser
hat dafür zu sorgen, dass der Wasserzähler leicht zugänglich ist.
Solange die Landeshauptstadt Potsdam zum Zwecke der Able-
sung Räume nicht betreten kann, in denen sich der Wasserzähler
befindet, darf die Landeshauptstadt Potsdam den Verbrauch ent-
sprechend den Regelungen dieser Satzung schätzen.

§ 19
Wasserzähler an der Grundstücksgrenze

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam kann verlangen, dass zur Un-
terbringung des Wasserzählers an der Grundstücksgrenze des zu
versorgenden Grundstückes ein geeigneter Wasserzählerschacht
errichtet wird, welcher dann Bestandteil des jeweiligen Grundstücks-
anschlusses ist.

(2) Die Errichtung eines Wasserzählerschachtes ist zwingend erfor-
derlich, wenn

1. die Länge der Anschlussleitung auf dem Grundstück länger als
30 m ist,

2. auf dem Grundstück besondere Verhältnisse vorliegen, die ei-
ne Verlegung der Anschlussleitung erschweren,

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers
vorhanden ist.

(3) Die Errichtung eines Wasserzählerschachtes ist ebenfalls zwin-
gend erforderlich, wenn ein Grundstück versorgt werden soll, wel-
ches nicht direkt an der öffentlichen Wasserversorgungsanlage an-
liegt (z. B. Bebauungen in zweiter Reihe, Hinterliegergrundstücke)
und die Anschlussleitung über Grundstücke Dritter führt.

(4) In Fällen des § 19 Absatz 3 ist der Nachweis der grundbuch-
lichen Sicherung der Leitungsrechte auf dem dienenden Grund-
stück (Vorderlieger) durch den Eigentümer des zu versorgenden
Grundstückes (Hinterlieger) beizubringen.

(5) Der Wasserzählerschacht muss den technischen Anschlussbe-
dingungen entsprechen. Einwirkungen auf den Wasserzählerschacht
sind nicht zulässig. Er ist jederzeit zugänglich zu halten und darf
nur zu dem bestimmungsgemäßen Zweck genutzt werden.

(6) Der Eigentümer kann die Umverlegung des Wasserzählerschach-
tes auf eigene Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle
für ihn nicht mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne Beein-
trächtigung einer einwandfreien Messung möglich ist. Die Bestim-
mungen von § 19 Absatz 1 bleiben hiervon unberührt.

§ 20
Nachprüfung des Wasserzählers

(1) Der Eigentümer kann schriftlich bei der Landeshauptstadt Pots-
dam die Nachprüfung des Wasserzählers durch eine Eichbehörde
oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 3 Absatz 1
Ziff. 3b des Eichgesetzes verlangen.

(2) Den Aufwand der mit der Prüfung einhergeht, trägt der Eigen-
tümer, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen
nicht überschreitet.

(3) Der vom Eigentümer zu tragende Aufwand der Nachprüfung
von Wasserzählern umfasst auch die Kosten des Transportes so-
wie des Ein- und Ausbaues des Wasserzählers. Der Aufwand wird
mittels Bescheid festgesetzt. Die Regelungen der §§ 35 und 36
dieser Satzung gelten entsprechend.

§ 21
Änderungen und Einstellung des Wasserbezugs 

durch den Eigentümer

(1) Der Wechsel des Eigentümers ist sowohl von dem bisherigen
als auch von dem künftigen Eigentümer der Landeshauptstadt
Potsdam innerhalb eines Monats ab Eigentumsübergang schrift-
lich mitzuteilen. Die aus der Unterlassung dieser Mitteilung entste-
henden Verpflichtungen gehen zu Lasten des bisherigen Eigentü-
mers.

(2) Will ein Eigentümer, der zur Benutzung der öffentlichen Wasser-
versorgungsanlage nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug voll-
ständig einstellen, so hat er dies mindestens vier Wochen vor Ein-
stellung der Landeshauptstadt Potsdam schriftlich mitzuteilen.

(3) Will ein Eigentümer, der zum Anschluss verpflichtet ist, den
Wasserbezug einstellen, so hat er bei der Landeshauptstadt Pots-
dam die Befreiung nach den Bestimmungen dieser Satzung zu
beantragen.

(4) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im Sinne
von Absatz 2 und 3 eingestellt, so haftet der Eigentümer der Lan-
deshauptstadt Potsdam für die Erfüllung sämtlicher sich aus die-
ser Satzung ergebenden Verpflichtungen.

(5) Der Eigentümer kann eine zeitweilige Absperrung (technisch
begründete, zeitlich begrenzte, nicht notwendige Wasserentnah-
me) seines Anschlusses verlangen, ohne damit das Benutzungs-
verhältnis aufzulösen.

(6) Die Landeshauptstadt Potsdam behält sich vor, zum hygieni-
schen Schutz des Trinkwassers nicht mehr benutzte Grundstücks-
anschlussleitungen nach einem Jahr von den in Betrieb befind-
lichen örtlichen Verteilungsanlagen zu trennen bzw. zu spülen. Der
Aufwand geht zu Lasten des Eigentümers.

(7) Ist für die Einstellung des Wasserbezuges die Trennung (Besei-
tigung) des Grundstücksanschlusses und der Ausbau des Was-
serzählers notwendig, so hat der Eigentümer den damit einherge-
henden Aufwand zu tragen. Wird eine erneute Trinkwasserabnah-
me für dieses Grundstück notwendig, so wird auf Antrag ein neuer
Grundstücksanschluss erstellt. Die Regelungen des Anschluss-
und Benutzungszwanges bleiben unberührt.

§ 22
Einstellung der Wasserversorgung 

durch die Landeshauptstadt Potsdam

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam ist berechtigt, die Wasserver-
sorgung ganz oder teilweise einzustellen, wenn die Einstellung er-
forderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder
Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung
oder vor Anbringung des Wasserzählers zu verhindern oder

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Grundstückseigen-
tümer bzw. Benutzer, störende Rückwirkungen auf Einrichtun-
gen der Landeshauptstadt Potsdam oder Dritter oder Rück-
wirkungen auf die Güte des Trinkwassers, ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfül-
lung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist die Landes-
hauptstadt Potsdam berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach
Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Eigentümer dar-
legt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere
der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht,
dass der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen nach-
kommt. Die Landeshauptstadt Potsdam kann mit der Mahnung
zugleich die Einstellung der Versorgung androhen.

(3) Kommt der Eigentümer seinen Verpflichtungen aus dieser Sat-
zung nicht nach, und verhindert er Maßnahmen zur Aufrechterhal-
tung der Versorgung, wenn der Grundstücksanschluss oder Teile
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desselben nicht den anerkannten Regeln der Technik entspre-
chen, so ist die Landeshauptstadt Potsdam berechtigt, die Versor-
gung einzustellen. Den damit einhergehenden Aufwand hat der 
Eigentümer zu tragen.

(4) Die Versorgung ist unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald
die Gründe für die Einstellung entfallen sind.

(5) Der mit der Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung
entstehende tatsächliche Aufwand ist durch den Eigentümer zu
tragen.

Teil II - Abgabenrechtliche Bestimmungen

§ 23
Abgabentatbestände

Die Landeshauptstadt Potsdam erhebt nach Maßgabe dieser Sat-
zung Gebühren als Gegenleistung für die Inanspruchnahme der
öffentlichen Wasserversorgungsanlage, Kostenersatzansprüche für
die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Unterhaltung und Be-
seitigung des Grundstücksanschlusses sowie Aufwandsersatz für
Leistungen nach § 20 Absatz 3, § 21 Absatz 6 und § 22 .

§ 24
Gebührenmaßstäbe

(1) Die Gebühr wird aus einer Mengengebühr und einer Grundge-
bühr gebildet.

(2) Die Mengengebühr wird nach der auf dem Grundstück von der
Wasserversorgungseinrichtung tatsächlich entnommenen und durch
Wasserzähler ermittelten Wassermenge berechnet. Berechnungs-
einheit für diese Gebühr ist ein Kubikmeter (m3) Wasser.

(3) Die Grundgebühr wird auf der Basis der auf dem Grundstück
eingebauten Wasserzählergrößen erhoben.

(4) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht ange-
zeigt, so wird die Wassermenge von der Landeshauptstadt Pots-
dam insbesondere unter Zugrundelegung des durchschnittlichen
Verbrauchs der Vorperiode und unter Berücksichtigung der be-
gründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. Ist eine
Schätzung nach Satz 1 nicht möglich, bleibt das Recht der Lan-
deshauptstadt Potsdam zur Schätzung nach § 162 AO i. V. m. 
§ 12 Absatz 1 Nr. 4 Buchst. b) KAG unberührt.

(5) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berech-
nung der Gebühr beeinflussen, so hat der Eigentümer dies unver-
züglich der Landeshauptstadt Potsdam schriftlich anzuzeigen. Die-
se Verpflichtung besteht insbesondere, wenn solche Anlagen neu
geschaffen und geändert werden.

§ 25
Gebührensätze, Aufwandsersatz

(1) Die Mengengebühr beträgt für jeden vollen Kubikmeter Wasser
für die Benutzung der zentralen öffentlichen Wasserversorgungs-
anlage für den Erhebungszeitraum 2,25 €.

(2) Die Grundgebühr beträgt je Grundstücksanschluss und je Ka-
lenderjahr auf der Basis der Wasserzählergrößen (Qn)

≥ Qn   2,5 33,72 €
≥ Qn   6 114,60 €
≥ Qn 10 225,96 €
≥ Qn 15 900,36 €
≥ Qn 30 2.249,16 €

Wird das Benutzungsverhältnis im laufenden Kalenderjahr begrün-
det oder beendet, ist die Grundgebühr anteilig zu entrichten.

(3) Der nach § 20 Absatz 3, § 21 Absatz 6 und 7 und § 22 vom 
Eigentümer zu tragende Aufwandsersatz ist in der tatsächlich ent-
standenen Höhe zu tragen. 

§ 26
Gebühren- und Aufwandsersatzpflichtige

(1) Gebühren- und aufwandsersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der öffentlichen Wasserversorgungsanlage
Eigentümer des angeschlossenen Grundstückes ist. Ist das
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des
Eigentümers der Erbbauberechtigte gebühren- und aufwands-
pflichtig. 

(2) Besteht für das Grundstück ein sonstiges dingliches Nutzungs-
recht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind
die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21.09.1994
(BGBl. I, S. 2457) genannten natürlichen und juristischen Perso-
nen des privaten und öffentlichen Rechts. Die Gebühren- und Auf-
wandsersatzpflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn im
Zeitpunkt des Erlasses des Bescheides das Wahlrecht über die
Bestellung eines Erbbaurechts oder der Ankauf des Grundstückes 
gem. §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes be-
reits ausgeübt und gegen den Anspruch des Nutzers keine nach
dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden und
Einwendungen geltend gemacht worden sind; andernfalls bleibt
die Gebühren- und Aufwandspflicht des Grundstückseigentümers
unberührt.

(3) Mehrere Eigentümer haften als Gesamtschuldner.

(4) Bei Eigentumswechsel geht die Gebühren- und Aufwands-
pflicht mit dem Tage der grundbuchlichen Eigentumsumschreibung
auf den neuen Eigentümer über. Jeder Wechsel der Rechts- und
Nutzungsverhältnisse am Grundstück mit Auswirkung auf die Ge-
bühren- und Aufwandspflicht ist der Landeshauptstadt Potsdam
sowohl von dem alten als auch dem neuen Eigentümer innerhalb
eines Monats schriftlich anzuzeigen. Vor Umschreibung der Eigen-
tumsübertragung im Grundbuch besteht die Möglichkeit der Be-
vollmächtigung nach § 80 Abgabenordnung. 

(5) Aufwandspflichtiger für den Aufwand nach § 25 Absatz 3 die-
ser Satzung ist der Benutzer des Kleinwasserzählerschachtes bzw.
des Standrohres.

(6) In Fällen des § 19 Absatz 3 ist der Eigentümer des tatsächlich
zu versorgenden Grundstückes (Hinterlieger) der Gebühren- und
Aufwandspflichtige.

§ 27
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht,

Entstehung der Aufwandsersatzpflicht

(1) Die Gebühren- und Aufwandspflicht entsteht, sobald das Grund-
stück an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen
ist oder aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage Wasser ent-
nommen wird.

(2) Die Gebühren- und Aufwandspflicht erlischt, sobald der Grund-
stücksanschluss beseitigt wird oder die Entnahme von Wasser
dauerhaft durch Zählerausbau endet.

(3) Die Grundgebühr entfällt nicht, wenn der Gebührenpflichtige
nur eine zeitweilige Absperrung beantragt und damit keine Tren-
nung vom öffentlichen Wasserversorgungsnetz erfolgt.

(4) Der Aufwandsersatz nach § 23 und § 25 Absatz 3 entsteht mit
dem Zeitpunkt der Leistungserbringung.

§ 28
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum für die Gebühren ist das Kalenderjahr.
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(2) Soweit die Gebühr nicht nach den durch Wasserzähler ermittel-
ten Wassermengen erhoben wird, gilt als Berechnungsgrundlage
für den Erhebungszeitraum der Wasserverbrauch der vorausge-
gangenen Ableseperiode.

(3) Erhebungszeitraum für den Aufwand nach § 25 Absatz 3 ist der
Zeitraum der Inanspruchnahme der Leistung.

§ 29
Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des Erhebungszeitrau-
mes. Endet das Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Erhebungs-
zeitraumes, so entsteht die Gebührenschuld mit diesem Zeitpunkt.

(2) Die Veranlagung zu den Gebühren erfolgt durch die Landes-
hauptstadt Potsdam und wird dem Gebührenpflichtigen durch Be-
scheid bekannt gemacht. Die Gebührenschuld wird einen Monat
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig abzu-
rechnende Gebühr werden Vorausleistungen jeweils zum 15.03.,
15.04., 15.05., 15.06., 15.07, 15.08., 15.09., 15.10. und 15.11.
fällig, soweit die Höhe der Einzelfälligkeit einen Betrag von 10,00 €
übersteigt.

(4) Abweichend von § 29 Absatz 3 erfolgt die Veranlagung gegen-
über Großverbrauchern zu Vorausleistungen jeweils zum 28. des
Monats. Als Großverbraucher gelten diejenigen Eigentümer, die
mind. eine Jahresmenge von 5.000 m3 beziehen. Auf Antrag des
Eigentümers kann eine monatliche Gesamtabrechnung erfolgen.

(5) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe eines Kalender-
jahres, so wird der Vorausleistung diejenige Menge zugrunde ge-
legt, die der pauschalierten personenbezogenen Durchschnitts-
menge bzw. den Erfahrungswerten vergleichbarer Grundstücke ent-
spricht. Die Höhe wird durch Bescheid festgesetzt. § 29 Absatz 2
gilt entsprechend.

(6) Die Veranlagung zum Aufwandsersatz nach § 20 Absatz 3, § 21
Absatz 1 und 6, § 22 und § 25 Absatz 3 erfolgt durch die Landes-
hauptstadt Potsdam und wird durch Bescheid festgesetzt. Der
Aufwandsersatz ist einen Monat nach Bekanntgabe des Beschei-
des fällig.

§ 30
Umsatzsteuer

Die gesetzliche Umsatzsteuer wird gemäß § 6 Absatz 2 Satz 7
KAG den Gebühren- und Aufwands- und Kostenersatzpflichtigen
auferlegt. Sie ist in den Gebühren und Aufwendungen dieser Sat-
zung enthalten.

§ 31
Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse

Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und
Beseitigung des Grundstücksanschlusses an die zentrale Wasser-
versorgungsanlage sowie die Kosten für die Unterhaltung des An-
schlusses sind der Landeshauptstadt Potsdam entsprechend den
Regelungen dieser Satzung zu ersetzen.

§ 32
Ersatzpflicht begründende Maßnahmen

(1) Bei der Herstellung handelt es sich um die erstmalige Errichtung
eines Grundstücksanschlusses. Eine Herstellung liegt auch vor,
wenn ein Grundstück weitere Grundstücksanschlüsse erhält.

(2) Die Erneuerung stellt eine Wiederherstellung eines nach bestim-
mungsgemäßer Benutzung abgenutzten Anschlusses durch Erset-
zung des ganzen Anschlusses oder nicht unerheblicher Teile dar.

(3) Die Veränderung eines Grundstücksanschlusses umfasst alle
Maßnahmen, die die technische Umgestaltung eines bestehenden
Anschlusses zum Gegenstand hat (z. B. Lage, Art, Dimensionie-
rung, Werkstoff).

(4) Beseitigung sind Stilllegung, Unterbrechung, Trennung und Ent-
fernung der Grundstücksanschlussleitung.

(5) Die Unterhaltung umfasst alle Maßnahmen, die erforderlich sind,
den Grundstücksanschluss in einem gebrauchsfähigen Zustand zu
halten (z. B. vorsorgende oder schadensverursachte Instandset-
zung).

§ 33
Ermittlung des Kostenersatzes

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung und Veränderung
der Grundstücksanschlüsse bis einschließlich einer Wasserzähler-
größe von Qn 6 an die zentrale öffentliche Wasserversorgungsan-
lage ist der Landeshauptstadt Potsdam entsprechend den Rege-
lungen dieser Satzung nach Einheitssätzen zu erstatten.

(2) Die Einheitssätze nach § 33 Absatz 1 betragen

1. Anschluss bis einschl. Qn 6 ohne Wasserzählerschacht
1.775,00 €

2. Anschlussleitung incl. Erdarbeiten und Oberflächenbefestigung

bei unbefestigter Oberfläche 47,00 € je m,

bei befestigter Oberfläche 92,00 € je m.

(3) Im Leistungsumfang nach § 33 Absatz 2 sind alle Aufwendun-
gen und Kosten enthalten, die mit der Herstellung, Erneuerung
und Veränderung des Grundstücksanschlusses bis einschl. Qn 6
einhergehen.

(4) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung von Grundstücks-
anschlüssen größer Qn 6 wird nach tatsächlichem Aufwand abge-
rechnet.

(5) Der Aufwand für die Veränderung und Beseitigung von Grund-
stücksanschlüssen ist nach tatsächlichem Aufwand abzurechnen.

(6) Die Kosten, die für die Unterhaltung eines Grundstücksanschlus-
ses einhergehen, werden nach tatsächlichem Aufwand abgerech-
net.

(7) Erhält ein Grundstück mehrere Grundstücksanschlüsse oder
Teilanlagen eines solchen, so werden die Aufwendungen in der
Regel für jeden Grundstücksanschluss gesondert berechnet. Auf
Antrag des Grundstückeigentümers kann hiervon abgewichen wer-
den.

(8) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung oder
Beseitigung von Grundstücksanschlüssen, die zum Zeitpunkt der
Maßnahme den anerkannten Regeln der Technik entsprechen, geht
zu Lasten der Landeshauptstadt Potsdam, wenn die Maßnahme
im Zusammenhang mit einer Änderung oder Erweiterung der zentra-
len öffentlichen Trinkwasserversorgungsanlagen notwendig wird oder
aus anderen Gründen nicht vom Eigentümer eines betroffenen
Grundstückes zu vertreten ist.

§ 34
Entstehung des Kostenersatzanspruches

(1) Der Kostenersatzanspruch entsteht für die Herstellung mit der
endgültigen Fertigstellung des Grundstücksanschlusses, im Übri-
gen mit der Beendigung der Maßnahme.

(2) Auf den künftigen Kostenersatzanspruch kann die Landeshaupt-
stadt Potsdam eine angemessene Vorausleistung erheben, sobald
sie mit der ersatzpflichtigen Maßnahme begonnen hat.
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§ 35
Kostenersatzpflichtiger

Bezüglich des Kostenersatzpflichtigen gelten die Vorschriften des
§ 26 entsprechend.

§ 36
Fälligkeit des Kostenersatzes

Der Kostenersatzanspruch und die Vorausleistung werden einen
Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungs- bzw. des Voraus-
leistungsbescheides fällig. 

Teil III – Schlussvorschriften

§ 37
Datenschutz

Zur Erfüllung der Aufgaben aus dieser Satzung ist die Verarbeitung
personen- und grundstücksbezogener Daten erforderlich und un-
ter Beachtung des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes zu-
lässig.

§ 38
Auskunfts- und Duldungspflicht

(1) Der Eigentümer des Grundstücks hat der Landeshauptstadt
Potsdam jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Er-
hebung der Gebühren erforderlich ist.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam kann an Ort und Stelle ermit-
teln. Die nach Absatz 1 verpflichteten Personen haben dies zu er-
möglichen und in dem erforderlichen Umfang Hilfestellung zu leis-
ten, sowie den freien Zutritt zum Wasserzähler und zu eigenen
Wasserversorgungsanlagen zu ermöglichen.

(3) Sind die geforderten Angaben und Nachweise nicht fristgerecht
zu ermitteln, gilt § 24 Absatz 4 dieser Satzung entsprechend.

(4) Der Eigentümer oder sonstige Verpflichtete hat der Landes-
hauptstadt Potsdam jede Auskunft zu erteilen, die für die Durch-
führung von Maßnahmen am Grundstücksanschluss sowie die
Festsetzung und Erhebung des Ersatzanspruches erforderlich ist.

(5) Die Landeshauptstadt Potsdam kann an Ort und Stelle die für
den Anschluss maßgeblichen Bedingungen ermitteln. Die nach 
§ 38 Absatz 4 verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen
und in dem erforderlichen Umfang Hilfestellung zu leisten, sowie
den freien Zugang zu den Grundstücksanschlüssen zu ermöglichen.

§ 38a 
Anordnungen im Einzelfall, Zwangsmittel

Die Landeshauptstadt Potsdam kann zur Umsetzung dieser Sat-
zung Anordnungen im Einzelfall erlassen, die den Grundstücksei-
gentümer zu einem bestimmten Handeln, Dulden oder Unterlas-
sen verpflichten. Die Vollstreckung solcher Anordnungen erfolgt nach
den Vorschriften des brandenburgischen Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes.

§ 39
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 3 Absatz 2 der Kommunalver-
fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen § 4 Absatz 1 sein Grundstück nicht an die zentrale
öffentliche Wasserversorgungsanlage anschließt,

b) entgegen § 4 Absatz 3 nicht das gesamte Trinkwasser aus der
öffentlichen Wasserversorgungsanlage entnimmt, obwohl ihm
keine (Teil-)Befreiung vom Benutzungszwang erteilt wurde,

c) entgegen § 6 Absatz 2 eine Eigenwasseranlage betreibt, ohne
dies der Landeshauptstadt Potsdam angezeigt zu haben,

d) entgegen § 9 Absatz 5 seine Hausinstallation in Betrieb nimmt,
ohne dies bei der Landeshauptstadt Potsdam beantragt zu
haben,

e) entgegen § 12 Absatz 2 Änderungen an seinen Verbrauchs-
einrichtungen vornimmt, ohne dies der Landeshauptstadt Pots-
dam mitzuteilen,

f) entgegen § 13 Absatz 1 den Beauftragten der Landeshaupt-
stadt Potsdam den Zutritt zu den wasserwirtschaftlichen Anla-
gen auf seinem Grundstück verwehrt,

g) entgegen § 13 Absatz 3 der Landeshauptstadt Potsdam die
geforderten Auskünfte über die auf seinem Grundstück befind-
lichen wasserwirtschaftlichen Anlagen nicht erteilt,

h) entgegen § 18 Absatz 4 den Verlust oder die Beschädigung
des Wasserzählers nicht unverzüglich mitteilt.

(2) Jede Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit einer Geldbu-
ße von bis zu 1.000,00 Euro geahndet werden.

(3) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG handelt, wer vorsätz-
lich oder leichtfertig

a) entgegen § 24 Absatz 5 die Neuschaffung, Änderung oder
Beseitigung solcher Anlagen nicht schriftlich anzeigt, die die
Bemessung der Gebühren beeinflussen,

b) entgegen § 26 Absatz 4 den Wechsel des Eigentums am
Grundstück nicht innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt,

c) entgegen § 38 Absatz 1 die für die Festsetzung und Erhebung
der Abgaben erforderlichen Auskünfte nicht erteilt,

d) entgegen § 38 Absatz 2 verhindert, dass die Landeshaupt-
stadt Potsdam und dessen Beauftragte an Ort und Stelle er-
mitteln können und die dazu erforderliche Hilfe verweigert.

(4) Jede Ordnungswidrigkeit nach Absatz 3 kann mit einer Geldbu-
ße gemäß § 15 KAG geahndet werden.

(5) Ordnungswidrig i. S. v. § 3 Absatz 2 der Kommunalverfassung
und § 15 KAG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen § 38 Absatz 4 die für die Durchführung von Maßnah-
men am Grundstücksanschluss oder die Erhebung des Er-
satzanspruches erforderlichen Auskünfte nicht erteilt,

b) entgegen § 38 Absatz 5 verhindert, dass die Landeshaupt-
stadt Potsdam und deren Beauftragte an Ort und Stelle ermit-
teln können oder die dazu erforderliche Hilfe verweigert.

(6) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 5 kann mit einer Geldbuße
bis zu 1.000,00 Euro geahndet werden.

§ 40
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

Potsdam, den 18.04.2013

Jann Jakobs
Oberbürgermeister
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Satzung für die öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlagen
der Landeshauptstadt Potsdam

vom 18.04.2013
(Abwasserbeseitigungs- und 

-abgabensatzung – AWS)

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam
hat in ihrer Sitzung am 03.04.2013 folgende Satzung beschlossen:

Rechtsgrundlagen:

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom
18.12.2007 (GVBl. I. S. 286), zuletzt geändert durch das Gesetz
zur Stärkung der kommunalen Daseinsvorsorge vom 09.01.2012
(GVBl. I S. 1);

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsge-
setz – WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert
durch Art. 5 Absatz 9 d. G. v. 24.02.2012 (BGBl. I S. 212);

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) i. d. F. d. B. vom
02.03.2012 (GVBl. I Nr. 20);

Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) i. d. F. d. B. vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert d. G. v.
29.07.2009 (BGBl. I S. 2353);

Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg
(VwVGBbg) vom 18. Dezember 1991 zuletzt geändert durch Art. 14
G. v. 23.09.2008 (GVBl. I S. 202, 207);

Kommunalabgabengesetz für das Land Brandenburg (KAG) i. d. F.
d. B. vom 31.03.2004 (GVBl. I S. 174) zuletzt geändert d. G. v.
27.05.2009 (GVBl. I S. 160);

Abgabenordnung (AO) i. d. F. d. B. vom 01.10.2002 (BGBl. I S. 3866;
berichtigt BGBl. I 2003 S. 61), zuletzt geändert d. G. v. 22.12.2011
(BGBl. I S. 3044);

Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser 
in Gewässer (Abwasserverordnung – AbwV), vom 17.06.2004
(BGBl. I S. 1108, ber. S. 2625), zuletzt geändert durch Art. 5 Ab-
satz 8 d. Gesetzes vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212);

Verordnung über das Einleiten von Abwasser in öffentliche Abwas-
seranlagen (Indirekteinleiterverordnung – IndV) vom 19. Oktober
1998 (GVBI. Il S. 610).
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Teil I – Technische Bestimmungen

§ 1
Allgemeines

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam ist gem. § 66 Absatz 1 BbgWG
abwasserbeseitigungspflichtig. Zur Erfüllung dieser Aufgabe plant,
erstellt, betreibt und unterhält sie nachfolgende öffentliche Einrich-
tungen zur Abwasserbeseitigung (öffentliche Abwasserbeseitigungs-
anlagen):

a) eine selbstständige öffentliche Einrichtung zur zentralen
Schmutzwasserbeseitigung (zentrale Schmutzwasserbesei-
tigungsanlage),

b) eine selbständige öffentliche Anlage zur Entsorgung des
Schmutzwassers aus abflusslosen Gruben und des nicht se-
parierten Klärschlamms aus Kleinkläranlagen in Kleingartenan-
lagen und Wochenendsiedlungen (dezentrale Schmutzwas-
serentsorgung I), 

c) eine selbstständige öffentliche Anlage zur Entsorgung des
Schmutzwassers aus abflusslosen Gruben und des nicht se-
parierten Klärschlamms aus Kleinkläranlagen im übrigen Ge-
biet der Landeshauptstadt Potsdam (dezentrale Schmut-
zwasserentsorgung II). Die örtliche Abgrenzung dieser öf-
fentlichen Anlagen b) und c) ergibt sich aus der beigefügten
Anlage 2, die Bestandteil dieser Satzung ist, sowie 

d) eine selbstständige öffentliche Einrichtung zur zentralen Besei-
tigung des Niederschlagswassers (zentrale Niederschlags-
wasserbeseitigungsanlage).

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam bedient sich zur Erfüllung die-
ser Aufgabe der Energie und Wasser Potsdam GmbH.
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(3) Über die Art, die Lage und den Umfang der öffentlichen Ab-
wasserbeseitigungsanlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung,
Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung
entscheidet die Landeshauptstadt Potsdam im Rahmen der ihr
obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.

§ 2
Begriffsbestimmung

(1) Im Sinne der Satzung haben die nachstehenden Begriffe fol-
gende Bedeutung:

a) Abwasserbeseitigung
umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern,
Verregnen, Verrieseln von Abwasser sowie die Beseitigung des in
Kleinkläranlagen anfallenden nicht separierten Klärschlamms und
des in abflusslosen Gruben gesammelten Schmutzwassers.

b) Abwasser
ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder
sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte und das
bei Trockenwetter damit zusammen abfließende und gesammelte
Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem
Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abflie-
ßende Wasser (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gilt auch
die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfäl-
len und Futtermitteln austretende Flüssigkeit. Ausgenommen sind
jedoch die im Zusammenhang mit landwirtschaftlichen Nutzungen
anfallenden Stoffe – insbesondere tierische Ausscheidungen, Gülle
und Jauche –, die dazu bestimmt sind, unmittelbar oder mittelbar
Nutzpflanzen zugeführt zu werden, um ihr Wachstum zu fördern,
ihre Ertragskraft zu erhöhen oder ihre Qualität zu verbessern, in-
dem sie auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch
genutzte Böden aufgebracht werden. Nicht zu den ausgenomme-
nen Stoffen zählen jedoch menschliche Ausscheidungen.
Als Schmutzwasser gilt ebenfalls das in seiner Eigenschaft verän-
derte Grund- und Dränagewasser. Das in seiner Eigenschaft nicht
veränderte Grund- und Dränagewasser wird dem Niederschlags-
wasser gleichgesetzt.

c) Öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage
ist jede zur Abwasserbeseitigung bestimmte ortsfeste oder beweg-
liche Einrichtung, die von der Landeshauptstadt Potsdam oder in
deren Auftrag zum Zweck der Abwasserbeseitigung betrieben wird.
Nicht zu den öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen gehören
Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben, die von Dritten erstellt
sind und betrieben werden. Der Grundstücksanschluss einschließ-
lich des Übergabeschachtes ist nicht Teil der öffentlichen Anlage.
In Bereichen, in denen die Abwasserbeseitigung durch Druckent-
wässerung erfolgt, sind die für den Betrieb des Druckentwässe-
rungsnetzes erforderlichen Pumpen einschließlich des Elektroan-
schlusses, auch wenn die sich nicht im öffentlichen Straßenraum
befinden, Bestandteil der öffentlichen Anlage.

d) Kanäle
sind Mischwasserkanäle sowie Schmutzwasser- und Niederschlags-
wasserkanäle (Trennsystem), einschließlich der Sonderbauwerke wie
z. B. Rückhaltebecken, Pumpwerke, Überläufe, wobei Schmutz-
wasserkanäle der Aufnahme von Schmutzwasser, Mischwasser-
kanäle der Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser und
Niederschlagswasserkanäle der Aufnahme von Niederschlagswas-
ser dienen.

e) Druckentwässerungsnetz
ist das zusammenhängende Leitungsnetz, in dem der Transport
des Abwassers eines oder mehrerer Grundstücke durch den von
Pumpen erzeugten Druck erfolgt.

f) Abscheider
sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider,
Stärkeabscheider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen
schädlicher Stoffe in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage
durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern.

g) Sammelkläranlagen
sind Anlagen zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten Ab-

wassers einschließlich der Vorrichtungen zur Einleitung in ein Ge-
wässer.

h) Grundstücksanschluss
sind die Leitungen (Anschlusskanal) von der öffentlichen Abwas-
serbeseitigungsanlage im öffentlichen Bereich bis einschließlich
der ersten Reinigungs- bzw. Prüföffnung (im Regelfall der Überga-
beschacht) des zu entwässernden Grundstücks. Befindet sich die
Gebäudeaußenkante an der Grundstücksgrenze, endet der
Grundstücksanschluss an der Grundstücksgrenze. Die nähere
technische Ausgestaltung regelt die Landeshauptstadt Potsdam
jeweils im Einzelfall nach Maßgabe dieser Satzung. Bei Druckent-
wässerungsanlagen gehören die Pumpenschächte und die Ver-
bindungsleitungen bis zum Anschluss an die öffentliche Drucklei-
tung einschließlich der Absperrvorrichtungen zum Grundstücksan-
schluss.

i) Private Grundstücksentwässerungsanlage
ist die Grundstücksentwässerungsanlage, die der Sammlung, Vor-
behandlung, Prüfung, Rückhaltung, Ableitung oder Beseitigung des
Abwassers auf dem privaten Grundstück dient (Hausanschlusslei-
tungen, Hebeanlagen, private Druckentwässerungseinrichtungen,
abflusslose Gruben, Kleinkläranlagen). Sie sind nicht Bestandteil der
öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage oder des Grundstücksan-
schlusses.

j) Messschacht
ist die Einrichtung für die Messung der Abwassermenge und für
die Entnahme von Abwasserproben.

k) Probeentnahmeschacht
ist die Einrichtung für die Entnahme von Abwasserproben.

l) Kleinkläranlage
ist die Anlage eines Grundstücks zur Behandlung von Abwasser.

m) Wasserzähler
Der Wasserzähler ist die den eichrechtlichen Vorschriften entspre-
chende Messeinrichtung, durch welche die von dem Eigentümer
verbrauchte Wassermenge festgestellt wird. Der Wasserzähler ist
Bestandteil der öffentlichen Wasserversorgungsanlage.

n) Gartenwasserzähler
Der Gartenwasserzähler ist der Wasserzähler, der die Verbrauchs-
menge misst, die nicht der öffentlichen Abwasserbeseitigungsan-
lage zugeführt wird (Absetzungsmenge). Dieser Wasserzähler muss
den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen und ist durch die Lan-
deshauptstadt Potsdam abzunehmen und zu verplomben. Er ist
Bestandteil der privaten Hausinstallationsanlage. Ventil- oder Zapf-
hahnwasserzähler sind nur zulässig, wenn diese frostsicher ange-
bracht worden sind und durch die Landeshauptstadt Potsdam ab-
genommen und verplombt wurden.

o) Abflusslose Grube
ist die Anlage eines Grundstücks zum Sammeln von Abwasser in
einem geschlossenen wasserdichten Sammelbehälter mit Absaug-
möglichkeit.

p) Indirekteinleiter
ist derjenige im Sinne der Indirekteinleiterverordnung in Verbindung
mit der Abwasserverordnung, der Abwasser in die zentrale öffent-
liche Abwasserbeseitigungsanlage einleitet oder sonst hineinge-
langen lässt.

q) Grundstück
im Sinne dieser Satzung ist, unabhängig von der Eintragung im
Grundbuch, jeder zusammenhängende Grundbesitz eines Eigen-
tümers, der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet.

(2) Die Rechte und Pflichten, die sich aus Teil I dieser Satzung für
Eigentümer ergeben, gelten entsprechend für Erbbauberechtigte
und sonstige zur Nutzung des Grundstückes dinglich Berechtigte
sowie für die Träger der Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen
innerhalb bebauter Ortsteile.

(3) Darüber hinaus gelten Rechte und Pflichten, die sich aus dieser
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Satzung für die Benutzung der öffentlichen Abwasserbeseitigungs-
anlage ergeben für jeden, der 

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das angeschlossene Grund-
stück aufgrund einer schuldrechtlichen Vereinbarung zu nut-
zen (insbesondere Mieter, Pächter, Untermieter) oder

2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt.

(4) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Landeshauptstadt Pots-
dam gelegenen Grundstücks kann vorbehaltlich der Regelungen
dieser Satzung verlangen, dass sein Grundstück an die zentrale
öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen wird (An-
schlussrecht).

(2) Nach der ordnungsgemäßen betriebsfertigen Herstellung der pri-
vaten Grundstücksentwässerungsanlage hat der Eigentümer vor-
behaltlich der Regelungen in dieser Satzung das Recht, das auf
seinem Grundstück anfallende Abwasser in die zentrale öffentliche
Abwasserbeseitigungsanlage zu entsorgen (Benutzungsrecht).

(3) Ein Anschlussrecht besteht sobald und soweit ein Grundstück
an die betriebsfertige zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungs-
anlage und einem betriebsfertigen Grundstücksanschluss ange-
schlossen werden kann. Ein Anschluss kann in der Regel erfolgen,
wenn das Grundstück an eine öffentliche Verkehrsfläche angrenzt
oder eine privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich gesicherte Zu-
fahrt dazu nachgewiesen wird und in der öffentlichen Verkehrsflä-
che eine betriebsfertige Abwasserleitung liegt. Der Eigentümer kann
nicht verlangen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Ka-
näle geändert werden.

(4) Wenn und soweit der Anschluss eines Grundstücks an die zen-
trale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage aus technischen, be-
trieblichen, topographischen oder ähnlichen Gründen erhebliche
Schwierigkeiten bereitet, besondere Maßnahmen erfordert oder be-
sondere Aufwendungen oder Kosten verursacht, kann die Stadt
den Anschluss versagen. Dies gilt nicht, wenn sich der Eigentümer
bereit erklärt, die mit dem Anschluss und den Betriebskosten ver-
bundenen Mehraufwendungen zu tragen und auf Verlangen hierfür
angemessene Sicherheit leistet.

(5) Der Anschluss und die Benutzung sind ausgeschlossen, soweit
die Landeshauptstadt Potsdam nach § 66 Absatz 2 BbgWG nicht
abwasserbeseitigungspflichtig ist und sie einen Anschluss und eine
Nutzung auf Antrag des Grundstückseigentümers nicht ausnahms-
weise unter Beachtung der wassergesetzlichen Vorschriften zulässt.

(6) Für Niederschlagswasser von Dachflächen, welches durch Ver-
sickerung, Verrieselung, Verregnung oder unmittelbare Einleitung
in ein Gewässer beseitigt werden kann, ohne dass dadurch das
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der Gewässer,
beeinträchtigt wird, besteht kein Anschluss- und Benutzungsrecht.
Die Landeshauptstadt Potsdam kann den Anschluss und die Be-
nutzung der zentralen öffentlichen Niederschlagswasserbeseiti-
gungsanlage unter Beachtung der öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten in begründeten Fällen zulassen.

(7) Eine dauerhafte Einleitung von Grund- und Dränagewasser in die
zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage ist nicht zulässig.
Eine zeitweise Einleitung bedarf der vorherigen Genehmigung durch
die Landeshauptstadt Potsdam. Die Genehmigung kann widerruf-
lich, befristet oder unter Auflagen erteilt werden. Mit dem Antrag
sind die Daten zur Beschaffenheit des Grund- und Dränagewassers
sowie die geplante Dauer und Menge der Einleitung vorzulegen. 

§ 4
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentümer ist verpflichtet, sein Grundstück nach Maß-

gabe dieser Satzung an die zentrale öffentliche Schmutzwasser-
beseitigungsanlage anzuschließen, sobald auf dem Grundstück
Schmutzwasser auf Dauer anfällt und die zentrale öffentliche Anla-
ge und der Grundstücksanschluss betriebsbereit vorhanden sind
(Anschlusszwang). Dauernder Anfall von Schmutzwasser ist anzu-
nehmen, sobald das Grundstück mit Gebäuden für den dauern-
den oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder für ge-
werbliche oder industrielle Zwecke bebaut ist oder mit der Bebau-
ung des Grundstücks begonnen wurde. 

(2) Entsteht die Möglichkeit des Anschlusses für bereits bebaute
oder anderweitig genutzte Grundstücke erstmalig durch Errich-
tung der zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage
und des Grundstücksanschlusses, so ist der tatsächliche An-
schluss innerhalb von drei Monaten nach Mitteilung über die be-
triebsfertige Herstellung der Grundstücksanschlüsse vorzuneh-
men.

(3) Ist die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage
vor dem Grundstück nicht betriebsbereit hergestellt, so besteht für
das Grundstück der Anschlusszwang an die jeweilige dezentrale
Schmutzwasserbeseitigungsanlage.

(4) Es besteht kein Anschlusszwang an eine der öffentlichen
Schmutzwasseranlagen, wenn das Schmutzwasser wegen seiner
Art und Menge nicht zusammen mit dem sonstigen häuslichen/
kommunalen Schmutzwasser beseitigt werden kann. Der Grund-
stückseigentümer hat in diesem Fall eine ordnungsgemäße Ent-
sorgung des Schmutzwassers sicherzustellen und diese gegenü-
ber der Landeshauptstadt Potsdam nachzuweisen.

(5) Grundstücke, auf denen anfallendes Niederschlagswasser nicht
am Ort des Anfalls verwendet oder versickert werden kann, sind
an die zentrale öffentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanla-
ge anzuschließen. Die Regelungen des § 4 Absatz 2, 7 und 8 gel-
ten entsprechend.

(6) Besteht ein Anschluss an die zentrale öffentliche Schmutzwas-
serbeseitigungsanlage, so hat der Eigentümer alles Schmutzwas-
ser in die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage
einzuleiten (Benutzungszwang). Er hat auf Verlangen der Landes-
hauptstadt Potsdam die dafür erforderliche Überwachung zu dul-
den.

(7) Entsteht die Anschlussmöglichkeit vor der Errichtung einer bau-
lichen Anlage, so ist das Grundstück unverzüglich, spätestens je-
doch innerhalb von drei Monaten nach der Fertigstellung der bau-
lichen Anlage an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage bzw. Niederschlagswasserbeseitigungsanlage anzu-
schließen.

(8) Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Schmutz-
bzw. Niederschlagswassereinleitung nach Menge oder Beschaf-
fenheit zur Folge haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der
Benutzung des Baus hergestellt sein.

(9) Die Landeshauptstadt Potsdam kann den Anschluss oder die
Benutzung der zentralen öffentlichen Schmutzwasser- bzw. Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlage durch unbebaute Grundstücke
verlangen oder zulassen, wenn besondere Gründe (z. B. das Auf-
treten einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung) oder
das öffentliche Wohl dies erfordern. 

(10) Werden an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, die noch
nicht mit Kanälen ausgestattet sind, aber später damit versehen
werden sollen, bauliche Anlagen errichtet, so sind, wenn die Lan-
deshauptstadt Potsdam dies verlangt, alle Einrichtungen für den
späteren Anschluss vorzubereiten; das gleiche gilt, wenn für be-
reits bestehende bauliche Anlagen die vorhandene Grundstücks-
entwässerungsanlage wesentlich geändert oder neu angelegt wer-
den soll.

(11) Für alle Grundstücke auf denen eine Kleinkläranlage betrieben
wird, besteht hinsichtlich der Fäkalschlammentsorgung der An-
schlusszwang an die jeweilige dezentrale öffentliche Schmutzwas-
serbeseitigungsanlage.
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§ 5
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang

(1) Der Eigentümer kann im Einzelfall auf seinen schriftlichen An-
trag vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser
ganz oder teilweise befreit werden, wenn ein besonderes begrün-
detes Interesse an einer anderweitigen geordneten und wasser-
wirtschaftlich schadlosen Beseitigung oder Verwertung des Ab-
wassers besteht, eine erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis er-
teilt wurde und eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit
nicht zu besorgen ist.

(2) Ein besonders begründetes Interesse im Sinne des Absatzes 1
liegt nicht vor, wenn die anderweitige Beseitigung oder Verwertung
des Schmutzwassers allein dazu dienen soll, Kostenerstattungen
oder Gebühren zu sparen.

(3) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen und unter Auf-
lagen erteilt werden. Sofern sie nicht befristet erteilt wird, ist sie mit
einem Widerrufsvorbehalt zu versehen.

§ 6
Sondervereinbarungen

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur
Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann die Landeshaupt-
stadt Potsdam durch eine Vereinbarung mit ihm ein besonderes
Benutzungsverhältnis begründen, soweit öffentlich-rechtliche Vor-
schriften dem nicht entgegenstehen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen die-
ser Satzung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sonder-
vereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies auch
in Ansehung der Vorschriften der übrigen Nutzer der Einrichtungen
sachgerecht ist.

§ 7
Grundstücksanschluss

(1) Der Grundstücksanschluss ist – ohne Bestandteil der zentralen
öffentlichen Schmutz- oder Niederschlagswasserbeseitigungsan-
lage zu sein – Betriebsanlage der Landeshauptstadt Potsdam. Er
wird von der Landeshauptstadt Potsdam hergestellt, erneuert, ge-
ändert, beseitigt und unterhalten.

(2) Jedes Grundstück soll über einen unmittelbaren Anschluss an
die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage verfü-
gen.

(3)  Die Landeshauptstadt Potsdam entscheidet über die Zahl, die
Art, die Nennweite und die Führung der Grundstücksanschlüsse.
Sie bestimmt auch, wo und an welchen Kanal das Grundstück an-
zuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer
werden nach Möglichkeit berücksichtigt. Der Übergabeschacht
oder die Prüföffnung werden grundsätzlich auf dem zu entwäs-
sernden Grundstück unmittelbar an dessen straßenseitiger Grenze
errichtet.

(4) Befindet sich das zu entwässernde Grundstück nicht unmittel-
bar an einem öffentlichen Kanal (Hinterlieger) und kann die Entsor-
gung daher nur über Grundstücke Dritter erfolgen, so ist der Über-
gabeschacht hinter der Grundstücksgrenze des dienenden Grund-
stücks (Vorderlieger) zu errichten. Der Eigentümer des zu entwäs-
sernden Grundstücks hat den Nachweis der grundbuchlichen Si-
cherung der Leitungsrechte auf dem dienenden Grundstück (Vor-
derlieger) beizubringen. 

(5) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbst-
ständige Grundstücke geteilt, gelten die Regelungen des § 7 Ab-
satz 1 bis 3 entsprechend.

(6) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die zentrale öffentli-
che Schmutz- oder Niederschlagswasserbeseitigungsanlage an-
geschlossen oder anzuschließen ist, muss die Verlegung von Grund-

stücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Mes-
seinrichtungen und dergleichen sowie von Sonderbauwerken zu-
lassen. Er hat ferner das Anbringen von Hinweisschildern zu dul-
den, soweit diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseiti-
gung des auf seinem Grundstück anfallenden Schmutz- und Nie-
derschlagswassers erforderlich ist.

(7) Auf Antrag der Eigentümer können mehrere Grundstücke durch
einen gemeinsamen Anschluss an die zentrale öffentliche Schmutz-
oder Niederschlagswasserbeseitigungsanlage entwässert werden.
Die Entscheidung trifft die Landeshauptstadt Potsdam nach pflicht-
gemäßem Ermessen unter Beachtung der Belange des Eigentü-
mers. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte der jeweiligen Ei-
gentümer sind privatrechtlich durch Gewährung von Dienstbarkei-
ten abzusichern. 

§ 8 
Private Grundstücksentwässerungsanlagen

(1) Jedes Grundstück, das an die zentrale öffentliche Schmutz-
oder Niederschlagswasserbeseitigungsanlage der Landeshaupt-
stadt Potsdam angeschlossen wird, ist vorher von dem Eigentümer
mit einer eigenen Abwasserbeseitigungsanlage zu versehen, die
nach den anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betrei-
ben und zu unterhalten ist. In Gebieten mit Mischsystem ist für je-
des Grundstück ein Anschluss, in Gebieten mit Trennsystem je ein
Anschluss für Schmutz- und für Niederschlagswasser herzustellen.

(2) Die private Grundstücksentwässerungsanlage führt zum Über-
gabeschacht (Grundstücksanschluss). Die Landeshauptstadt Pots-
dam kann verlangen, dass zusätzlich ein Messschacht und ein
Probeentnahmeschacht zu erstellen ist.

(3) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann die Lan-
deshauptstadt Potsdam vom Eigentümer den Einbau und den Be-
trieb einer Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Abwasserbeseiti-
gung verlangen.

(4) Gegen den Rückstau des Abwassers aus den Kanälen hat sich
jeder Eigentümer selbst zu schützen. Die technischen Bestimmun-
gen für den Bau von Grundstücksentwässerungsanlagen DIN 1986
gegen Rückstau in der jeweils gültigen Fassung und DIN-EN 12056
sind zu beachten. Für Schäden durch Rückstau haftet die Landes-
hauptstadt Potsdam nicht.

(5) Auf Grundstücken, die nicht an die zentrale öffentliche Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage angeschlossen werden können, ist ei-
ne abflusslose Sammelgrube in angemessener Größe durch den
Eigentümer zu betreiben, sofern auf dem Grundstück Schmutz-
wasser anfällt. Die private Schmutzwasserbeseitigungsanlage muss
auf dem Grundstück so angeordnet sein, dass sie für die von der
Landeshauptstadt Potsdam durchgeführte Entleerung mit vertret-
barem Aufwand erreichbar ist und entleert werden kann. Die priva-
te Anlage muss frei zugänglich sein und jederzeit überwacht wer-
den können. Die Abdeckung der Sammelgrube muss dauerhaft,
verkehrssicher und so beschaffen und gesichert sein, dass Gefah-
ren nicht entstehen. 

(6) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie die laufen-
de Unterhaltung der privaten Grundstücksentwässerungsanlage
führt der Eigentümer durch. Die Arbeiten müssen sach- und fach-
gerecht und entsprechend etwaiger besonderer Vorschriften der
Landeshauptstadt Potsdam durchgeführt werden. Die Landeshaupt-
stadt Potsdam kann jeder Zeit fordern, dass die auf den Grund-
stücken befindlichen Abwasserbeseitigungsanlagen in den Zustand
gebracht werden, der den Erfordernissen der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung entspricht.

§ 9
Zulassung der privaten Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Bevor die private Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt
oder geändert wird, sind der Landeshauptstadt Potsdam folgende
Unterlagen in doppelter Ausfertigung einzureichen: 
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a) Lageplan des zu entwässernden Grundstückes im Maßstab
1:500, bzw. ausführlicher Lageplan;

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:250, aus denen
der Verlauf der Leitungen und im Falle des § 8 Absatz 5 die La-
ge der abflusslosen Sammelgrube bzw. Kleinkläranlage ersicht-
lich sind; 

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Grundstücks-
entwässerungsanlage im Maßstab 1:250, bezogen auf DHHN
(Deutsches Haupthöhennetz), aus denen insbesondere die
Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersoh-
lenhöhen, die Querschnitte und Gefälle der Kanäle und Schäch-
te sowie die höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind; 

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder Abwasser, das
in seiner Beschaffenheit nicht häuslichem Abwasser entspricht,
zugeführt werden soll, ferner Angaben über:

aa) Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf
dem Grundstück, wenn deren Abwasser mit erfasst wer-
den soll;

bb) Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials,
der Erzeugnisse;

cc)  die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge;
dd) Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten be-

stimmten Abwassers;
ee) die Zeiten, in denen eingeleitet wird;
ff) die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung,

Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungsnach-
weis;

e) Angaben zu

aa) versiegelter und befestigter Fläche,
bb) Versickerungsanlagen,
cc) Rückhalteanlagen sowie
dd) Brauch- und/oder Niederschlagswassernutzungsanlagen.

Auf Anforderung der Landeshauptstadt Potsdam sind die Unterla-
gen durch weitergehende Angaben zu ergänzen. Alle Unterlagen
sind von den Eigentümern und  Planfertigern zu unterschreiben.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam prüft, ob die beabsichtigten
privaten Abwasserbeseitigungsanlagen den Bestimmungen dieser
Satzung entsprechen. Sofern Mängel nicht festgestellt wurden, er-
teilt die Landeshauptstadt Potsdam schriftlich ihre Zustimmung
und gibt eine Ausfertigung der eingereichten Unterlagen mit einem
Zustimmungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter Bedin-
gungen und Auflagen erteilt werden. Anderenfalls setzt die Lan-
deshauptstadt Potsdam dem Eigentümer unter Angabe der Män-
gel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Un-
terlagen sind erneut einzureichen.

(3) Mit dem Bau oder der Änderung der privaten Grundstücksent-
wässerungsanlage darf erst nach schriftlicher Zustimmung der
Landeshauptstadt Potsdam begonnen werden. Eine Genehmi-
gungspflicht nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestim-
mungen bleibt durch die Zustimmung unberührt.

(4) Durch die Landeshauptstadt Potsdam können in begründeten
Fällen Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 3 zugelassen werden,
soweit straßen-, bau- und wasserrechtliche Bestimmungen davon
nicht berührt werden.

§ 10
Herstellung und Prüfung der 

privaten Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Der Eigentümer hat der Landeshauptstadt Potsdam den Be-
ginn des Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Un-
terhaltungsarbeiten oder des Beseitigens von privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen zwei Wochen vorher schriftlich an-
zuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss
wegen Gefahr in Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen wer-

den, so ist der Beginn innerhalb von 24 Stunden nach dem ge-
fahrschaffenden Ereignis schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam ist berechtigt, die Arbeiten zu
überprüfen.

(3) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen Frist
durch den Eigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel
ist der Landeshauptstadt Potsdam zur Nachprüfung anzuzeigen.

(4) Die Landeshauptstadt Potsdam kann verlangen, dass die pri-
vate Grundstücksentwässerungsanlage nur mit ihrer Zustimmung
in Betrieb genommen wird.

(5) Die Zustimmung nach § 9 Absatz 3 und die Prüfung der priva-
ten Grundstücksentwässerungsanlage durch die Landeshaupt-
stadt Potsdam befreien den Eigentümer und von ihm mit der
Durchführung Beauftragte nicht von der Verantwortung für die vor-
schriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anla-
ge.

§ 11
Überwachung und Auskunftspflicht

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam ist befugt, die private Grund-
stücksentwässerungsanlage jederzeit zu überprüfen, Abwasser-
proben zu entnehmen, Messungen durchzuführen und diesbezüg-
liche Daten zu erheben. Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüs-
se, Mess- und Probeschächte, auch soweit die Landeshauptstadt
Potsdam sie nicht selbst unterhält. Zu diesem Zweck ist den Be-
diensteten der Landeshauptstadt Potsdam oder den Mitarbeitern
der in ihrem Auftrag tätigen Unternehmen, die sich auf Verlangen
auszuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu
gewähren und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Eigentü-
mer werden davon möglichst vorher verständigt; das gilt nicht für
Probeentnahmen und Abwassermessungen.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam kann jederzeit verlangen, dass
die vom Eigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand
gebracht werden, der Störungen anderer Einleiter und Beeinträch-
tigungen der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage
ausschließt.

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser, Abwasser von Indirekt-
einleitern oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom
häuslichen Abwasser abweicht, zugeführt, kann die Landeshaupt-
stadt Potsdam den Einbau und den Betrieb von Überwachungsein-
richtungen (Probeschächte, Messschächte, Messeinrichtungen und
Einrichtungen zur Übermittlung von Messdaten) verlangen.

(4) Der Eigentümer hat Störungen und Schäden an den Grund-
stücksanschlüssen, Probeschächte, Messschächten, der privaten
Grundstücksentwässerungsanlage, Überwachungseinrichtungen
und etwaigen Vorbehandlungsanlagen unverzüglich der Landes-
hauptstadt Potsdam anzuzeigen.

§ 12
Stilllegung von privaten Grundstücksentwässerungsanlagen

auf Grundstücken

(1) Abflusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen sind außer
Betrieb zu setzen, sobald ein Grundstück an die zentrale öffentli-
che Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist; das
Gleiche gilt für Grundstückskläranlagen, sobald die Abwässer ei-
ner ausreichenden Sammelkläranlage zugeführt werden. Sonstige
private Grundstücksentwässerungsanlagen sind in dem Umfang
außer Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück an die zentrale
öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist
und sie zur ordnungsgemäßen Abwasserbeseitigung nicht mehr
erforderlich sind. 

(2) Die Außerbetriebsetzung ist der Landeshauptstadt Potsdam
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Diese ist berechtigt, die Außer-
betriebsetzung zu überprüfen.
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§ 13
Einleitungsbedingungen

(1) In die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage dürfen
Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die den Anforde-
rungen nach Anlage 1 zu dieser Satzung nicht entsprechen und
die geeignet sind,

– die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu gefährden,
– die dort beschäftigten Personen zu gefährden oder deren Ge-

sundheit zu beeinträchtigen,
– die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage oder die an-

geschlossenen Grundstücke zu gefährden oder zu beschädigen,
– den Betrieb der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungs-

anlage zu erschweren, zu behindern, zu beeinträchtigen oder
zu verteuern,

– die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche, gärtnerische oder
sonstige Verwertung oder Beseitigung des Klärschlammes zu
erschweren oder zu verhindern, 

– sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Ge-
wässer, auch dadurch auszuwirken, dass die Gefahr besteht,
die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis
nicht einhalten zu können.

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für:

a) feuergefährliche oder brandbeschleunigende Stoffe wie z. B.
Benzin, Öl, Benzol,

b) infektiöse Stoffe,
c) Medikamente,
d) radioaktive Stoffe,
e) Farbstoffe,
f) Lösungsmittel,
g) Abwasser oder andere Stoffe, die gesundheitsschädliche Aus-

dünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können,
h) feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand,

Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharz, Teer, Pappe, Dung, Kü-
chenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die
erhärten,

i) Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle,
Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft,
Blut aus Schlächtereien, Molke,

j) Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbehandlungs-
anlagen, Räumgut aus Grundstückskläranlagen und Abortgru-
ben unbeschadet städtischer Regelungen zur Beseitigung der
Fäkalschlämme,

k) Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Gif-
tigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer krebs-
erzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutveränderten Wir-
kung als gefährlich zu bewerten sind wie u. a. Schwermetalle,
Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, polycyclische Aro-
maten, Phenole.
Ausgenommen vom Einleitungsverbot sind: 

aa) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der
Art und in der Menge, wie sie auch im Abwasser aus
Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind,

bb) Stoffe, die nicht vermieden oder nicht in einer Vorbehand-
lungsanlage zurückgehalten werden können und deren
Einleitung die Landeshauptstadt Potsdam in den Einlei-
tungsbedingungen nach Absatz 3 zugelassen hat,

l) betriebliches Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben
und Abwasser von Indirekteinleitern, das

– den Anforderungen gemäß §§ 7a Absatz 1 und 3 WHG,
72 BbgWG und der dazu erlassenen Indirekteinleiterver-
ordnung – IndV sowie der AbwV in der jeweils geltenden
Fassung nicht entspricht,

– aufschwimmende Öle und Fette enthält,
– als Kühlwasser benutzt worden ist,
– den Anforderungen nach Anlage 1 zu dieser Satzung nicht

entspricht,

m) Kondensat aus Brennwertkesseln mit einer Leistung größer als
200 kW.

(3) Die Einleitungsbedingungen nach § 13 Absatz 2 Punkt k Buch-
stabe bb und Punkt l werden gegenüber den einzelnen Anschluss-
pflichtigen im Rahmen einer Sondervereinbarung festgelegt. Die
Vereinbarung ist mit einem Widerrufsvorbehalt zu versehen. In ihr
kann insbesondere vereinbart werden, dass Messvorrichtungen
auf dem Grundstück vom Eigentümer errichtet und mit einer zentra-
len Informationsanlage dauerhaft verbunden werden.

(4) Die Landeshauptstadt Potsdam kann die Einleitungsbedingun-
gen nach Absatz 3 widerrufen und/oder neu festlegen, wenn die
Einleitung von Abwasser in die zentrale öffentliche Abwasserbesei-
tigungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge we-
sentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb der zentra-
len öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage geltenden Gesetze
oder Bescheide ändern. Die Landeshauptstadt Potsdam kann Fris-
ten festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten An-
forderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müs-
sen.

(5) Unbeschadet der sonstigen öffentlich-rechtlichen Bestimmun-
gen kann die Landeshauptstadt Potsdam die Einleitung von Stof-
fen im Sinne der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn der Eigentümer
Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende oder
schädigende oder den Betrieb der zentralen öffentlichen Abwas-
serbeseitigungsanlage erschwerende Wirkung verlieren. In diesem
Fall hat er der Landeshauptstadt Potsdam eine Beschreibung nebst
Plänen in doppelter Fertigung vorzulegen. Die Landeshauptstadt
Potsdam kann die Einleitung der Stoffe zulassen, erforderlichen-
falls nach Anhörung eines oder mehrerer Sachverständigen für
den Gewässerschutz, sofern sonstige öffentlich-rechtliche – insbe-
sondere wassergesetzliche – Bestimmungen dem nicht entgegen-
stehen.

(6) Besondere Vereinbarungen zwischen der Landeshauptstadt
Potsdam und einem Eigentümer, die das Einleiten von Stoffen im
Sinne des Absatzes 1 durch entsprechende Vorkehrungen an der
zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage ermöglichen,
bleiben vorbehalten.

(7) Wenn Stoffe im Sinne des Absatzes 1 in eine private oder zen-
trale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangen, ist die Lan-
deshauptstadt Potsdam unverzüglich zu verständigen.

§ 14
Abscheider

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten, wie z. B. Benzin,
Benzol, Öle oder Fette, mit abgeschwemmt werden können, sind
in die private Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider ein-
zuschalten. Abscheider sind entsprechend DIN 1999-100 (Ölab-
scheider) und DIN 4040-100 (Fettabscheider) zu errichten und zu
betreiben und insoweit ausschließlich zu benutzen.

(2) Die Errichtung und Inbetriebnahme der Abscheider ist der Lan-
deshauptstadt Potsdam durch den Eigentümer oder die gem. § 2
Absatz 3 Verpflichteten und Berechtigten schriftlich anzuzeigen.

(3) Die Abscheider müssen in regelmäßigen Abständen oder bei
Bedarf entleert werden.

(4) Über die ordnungsmäßige Entleerung ist der Eigentümer oder
der gem. § 2 Absatz 3 Verpflichtete und Berechtigte nachweis-
pflichtig.

(5) Das Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen.

§ 15 
Untersuchung des Abwassers

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam kann über die Art und die
Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Auskunft
verlangen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet oder die Art und
die Menge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, ist der
Landeshauptstadt Potsdam auf Verlangen nachzuweisen, dass
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das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des § 13
fallen.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam kann eingeleitetes Abwasser
jederzeit, auch periodisch, untersuchen lassen. Sie bestimmt die
Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der Probenah-
men. Ergibt die Untersuchung einen Verstoß gegen die Benut-
zungsbestimmungen dieser Satzung, trägt der Eigentümer die 
Kosten für die Untersuchung, andernfalls trägt sie die Landes-
hauptstadt Potsdam. Die Landeshauptstadt Potsdam kann ver-
langen, dass die nach § 11 Absatz 3 eingebauten Überwachungs-
einrichtungen ordnungsgemäß betrieben und ihr die Messergeb-
nisse vorgelegt werden.

(3) Bedienstete und Mitarbeiter der Landeshauptstadt Potsdam und
von ihr Beauftragte Dritte können die anzuschließenden oder die
angeschlossenen Grundstücke nach vorheriger Anmeldung betre-
ten, wenn dies zur Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 vor-
gesehenen Maßnahmen erforderlich ist. Ist Gefahr in Verzug, kann
die vorherige Anmeldung unterbleiben.

§ 16
Haftung

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam haftet unbeschadet des nach-
folgenden Absatzes 2 nicht für Schäden, die durch Betriebsstö-
rungen der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage oder
durch Rückstau infolge von unabwendbaren Naturereignissen her-
vorgerufen werden.

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam haftet für Schäden, die sich aus
dem Benutzen der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungs-
anlage ergeben, nur dann, wenn sie von ihr vorsätzlich oder grob
fahrlässig verursacht wurden.

(3) Der Eigentümer hat für die ordnungsgemäße Benutzung der
zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage einschließlich
des Grundstücksanschlusses zu sorgen.

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sonderverein-
barung schuldhaft zuwiderhandelt, haftet der Landeshauptstadt
Potsdam gegenüber für alle dieser dadurch entstehenden Schä-
den. Dasselbe gilt für Schäden, die durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage verursacht werden.
Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§ 17
Grundstücksbenutzung

(1) Der Eigentümer kann gem. § 93 Wasserhaushaltsgesetz ver-
pflichtet werden, das unterirdische Durchleiten von Abwasser in
geschlossenen Leitungen zu dulden, wenn die Verlegung der Lei-
tung an anderer Stelle nur mit erheblichem Mehraufwand durchge-
führt werden könnte.

(2) Die Verfahrensgrundsätze richten sich nach den §§ 93 – 99
Wasserhaushaltsgesetz.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege
und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfest-
stellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Ver-
kehrsflächen bestimmt sind.

Teil II – Abgabenrechtliche Bestimmungen

§ 18
Abgabentatbestände

Die Landeshauptstadt Potsdam erhebt aufgrund dieser Satzung
Gebühren für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen
Schmutzwasserbeseitigungsanlage, der dezentralen öffentlichen

Schmutzwasserbeseitigungsanlage und der zentralen öffentlichen
Niederschlagswasserbeseitigungsanlage nach § 6 Kommunalab-
gabengesetz für das Land Brandenburg sowie für die Herstellung,
Erneuerung, Veränderung, Unterhaltung und Beseitigung von Grund-
stücksanschlüssen zur Abwasserbeseitigung einen Kostenersatz
nach § 10 des vorgenannten Gesetzes.

§ 19
Gebühren für die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage

(1) Die Benutzungsgebühr für die Inanspruchnahme der zentralen
öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage setzt sich aus ei-
ner Mengen- und einer Grundgebühr zusammen. Die Mengenge-
bühr wird nach der Schmutzwassermenge berechnet, die in die
zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage eingeleitet
wird. Die Berechnungseinheit ist ein Kubikmeter (m3) Schmutzwas-
ser. Den Maßstab für die Grundgebühr bildet die Wasserzählergrö-
ße (Qn) des jeweiligen Wasserzählers, insofern gesonderte geeich-
te Abwasserzähler vorhanden sind, gilt die tatsächlich eingeleitete
Menge Schmutzwasser. Insoweit kein Wasserzähler vorhanden ist,
bildet die bei vergleichbaren Grundstücksverhältnissen zur Versor-
gung erforderliche Wasserzählergröße (Qn) den Maßstab für die
Grundgebühr. Wird das Benutzungsverhältnis im laufenden Kalen-
derjahr begründet oder beendet, ist die Grundgebühr anteilig zu
entrichten.

(2) Als der zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanla-
ge zugeführte Schmutzwassermenge gilt

a) die aus der zentralen öffentlichen Wasserversorgungseinrich-
tung dem Grundstück zugeführte und durch Wasserzähler er-
mittelte Wassermenge,

b) die aus einer nicht öffentlichen Wasserversorgungsanlage dem
Grundstück zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Was-
sermenge,

c) die auf dem Grundstück gewonnene oder sonst zugeführte
Wassermenge.

(3) Die Wassermenge nach § 19 Absatz 2 Buchstabe b) und c) hat
der Eigentümer der Landeshauptstadt Potsdam nach Ablauf des
Erhebungszeitraums (Kalenderjahr) innerhalb der nachfolgenden
zwei Monate nachzuweisen. Der Nachweis ist vom Eigentümer
durch einen dem Stand der Technik entsprechenden, geeichten
und von der Landeshauptstadt verplombten Wasserzähler zu füh-
ren. In Ausnahmefällen kann die Landeshauptstadt Potsdam auf
den Nachweis durch einen Wasserzähler verzichten, wenn er
gleichwertig – etwa durch ein Gutachten eines öffentlich bestellten
Sachverständigen – auf andere Weise durch den Eigentümer ge-
führt werden kann.

(4) Wird der Nachweis nicht oder nicht ordnungsgemäß innerhalb
der vorgenannten Frist vom Eigentümer geführt, ist die Landes-
hauptstadt Potsdam berechtigt, die Zahl der Kubikmeter Schmutz-
wasser zu schätzen. Gleiches gilt, wenn eine für die Ermittlung der
Schmutzwassermenge maßgebliche Messvorrichtung die Wasser-
menge nicht zutreffend angibt bzw. fehlerhaft arbeitet oder eine
von der Wasserversorgungseinrichtung ermittelte Wassermenge
gemäß § 19 Absatz 2 Buchstabe a) nicht vorliegt.

(5) Die Wassermenge, die nachweislich nicht in die zentrale öffent-
liche Schmutzwasserbeseitigungsanlage gelangt ist, wird auf An-
trag des Eigentümers bei der sich gemäß § 19 Absatz 1 ergeben-
den Schmutzwassermenge abgesetzt (Absetzungsmenge). Der
Antrag ist bis zum Ende des Abrechnungszeitraumes bei der Lan-
deshauptstadt Potsdam einzureichen. Er gilt auch für die Folgejah-
re, längstens jedoch bis zum Ablauf der Eichfrist. Für die Führung
des Nachweises gelten die Absätze 3 und 4 des § 19 sinngemäß.

(6) Die erforderliche Messeinrichtung (Gartenwasserzähler) zur Er-
mittlung der Wassermengen nach § 19 Absatz 5 muss den eich-
rechtlichen Vorschriften entsprechen und fachgerecht eingebaut
werden. Er ist durch die Landeshauptstadt Potsdam zu verplom-
ben. Die Messeinrichtung ist Bestandteil der privaten Hausinstalla-
tionsanlage. Alle mit ihr in Zusammenhang stehenden Kosten trägt
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der Eigentümer. Je Grundstück ist nur eine Zähleranlage zulässig.
Ausnahmen können in begründeten Einzelfällen zugelassen wer-
den. Für die Verplombung und technische Abnahme erhebt die
Landeshauptstadt Potsdam bei der erstmaligen Einrichtung einen
Aufwandsersatz in Höhe von 79,25 € und bei der nochmaligen
Einrichtung 59,25 €.

(7) Der Gebührensatz für die Mengengebühr (Schmutzwasser zen-
tral) beträgt für den Erhebungszeitraum 

3,92 €/m3

(8) Die Grundgebühr (Schmutzwasser zentral) beträgt jährlich

≥ Qn   2,5 90,00 €
≥ Qn   6 306,00 €
≥ Qn 10 603,00 €
≥ Qn 15 2.403,00 €
≥ Qn 30 6.003,00 €

§ 20 
Gebühren für die dezentrale Schmutzwasserentsorgung
von Grundstücken Schmutzwasserentsorgungsanlage II

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam erhebt Gebühren für die Be-
nutzung der dezentralen Schmutzwasserentsorgungsanlage II.

(2) Die Benutzungsgebühr nach § 20 Absatz 1 dieser Satzung setzt
sich aus einer Mengen- und einer Grundgebühr zusammen.

(3) Die Mengengebühr wird nach der Schmutzwassermenge be-
rechnet, die in die dezentrale öffentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage eingeleitet wird. Die Berechnungseinheit ist ein Ku-
bikmeter (m3) Schmutzwasser.
Als in die öffentliche dezentrale Schmutzwasserbeseitigungsanla-
ge eingeleitet, gilt

1. die aus der zentralen öffentlichen Wasserversorgungseinrich-
tung dem Grundstück zugeführte und durch Wasserzähler er-
mittelte Wassermenge,

2. die aus einer nicht öffentlichen Wasserversorgungsanlage dem
Grundstück zugeführte und durch Wasserzähler gemessene
Wassermenge,

3. die auf dem Grundstück gewonnene oder ihm sonst zugeführ-
te Wassermenge.

(4) Für Grundstücke nach Absatz 1 gelten die Regelungen des § 19
die Absätze 3 bis 6 dieser Satzung entsprechend.

(5) Für die Entleerung von abflusslosen Gruben beträgt die Men-
gengebühr (Fäkalgebühr) für den Erhebungszeitraum

3,92 €/m3

(6) Wird für die Entleerung die Verlegung eines Schlauches erfor-
derlich, so wird zusätzlich für jeden Meter Schlauchlänge 1,08 Eu-
ro/m und Abfuhr berechnet. Die Schlauchlänge ist der kleinste Ab-
stand zwischen der Fahrbahnkante und der Mitte der Öffnung der
Sammelgrube. Bei unbefestigten Wegen bemisst sich die Schlauch-
länge 1,5 m von der Grundstücksgrenze bis zur Mitte der Öffnung
der Sammelgrube. Die Schlauchlänge wird auf den zehnten Teil ei-
nes Meters gerundet. Verfügt das Grundstück über einen Absaug-
stutzen DN 100, der von der öffentlichen Straße aus, ohne Betre-
ten des Grundstückes zugänglich ist, wird für die Schlauchverle-
gung keine Gebühr erhoben.

(7) Die Grundgebühr beträgt jährlich 90,00 Euro. Wird das Benut-
zungsverhältnis im laufenden Kalenderjahr begründet oder been-
det, ist die Grundgebühr anteilig zu entrichten.

§ 20 a 
Gebühren für die dezentrale Schmutzwasserentsorgung

von Grundstücken 
Schmutzwasserentsorgungsanlage I

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam erhebt Gebühren für die Be-
nutzung der dezentralen Schmutzwasserentsorgungsanlage I.

(2) Als in die dezentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungs-
anlage gelangt, gilt die im Auftrage der Landeshauptstadt Pots-
dam abgefahrene Schmutzwassermenge. Berechnungseinheit für
die Gebühr ist 1 Kubikmeter (m3) Schmutzwasser. Die Mengener-
mittlung erfolgt durch das Messgerät am Abfuhrfahrzeug und wird
auf den zehnten Teil eines Kubikmeters gerundet.

(3) Die Mengengebühr (Fäkalgebühr) für die Schmutzwasserent-
sorgung von Grundstücken, der dezentralen Schmutzwasserent-
sorgungsanlage I, beträgt für den Erhebungszeitraum

11,32 €/m3

(4) Im Leistungsumfang für die Gebühren nach § 20 a dieser Sat-
zung sind folgende Bedingungen enthalten:

1. Entsorgungsleistungen Montag bis Freitag von 6:00 bis 
19:00 Uhr,

2. Abpumpen, Transport, Einleitung,
3. freie Zugänglichkeit des Grundstückes.

Wenn die Abfuhr außerhalb der in Satz 1 genannten Zeiten oder
an Sonn- und Feiertagen erfolgt sowie in Havariefällen, werden ge-
genüber dem Eigentümer die tatsächlichen Aufwendungen gel-
tend gemacht. Das gleiche gilt bei vergeblicher Anfahrt des Abfuhr-
fahrzeuges, wenn der Eigentümer diese verschuldet hat.

§ 20 b 
Gebühren für die Fäkalschlammentsorgung 

aus Kleinkläranlagen

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam erhebt Gebühren für die Besei-
tigung des Klärschlamms aus Kleinkläranlagen.

(2) Die Benutzungsgebühr nach § 20 b Absatz 1 dieser Satzung
dient der Deckung der Kosten der Beseitigung von Fäkalschlamm
aus Kleinkläranlagen einschließlich der Transport- und Behandlungs-
kosten.

(3) Die Benutzungsgebühr bemisst sich nach der von der Landes-
hauptstadt Potsdam oder von deren Beauftragten festgestellten
Menge des der Kleinkläranlage entnommenen Fäkalschlamms. Die
Mengenermittlung erfolgt durch das Messgerät am Abfuhrfahrzeug
und wird auf den zehnten Teil eines Kubikmeters gerundet.

(4) Die Gebühr für die Beseitigung von Fäkalschlamm aus Klein-
kläranlagen beträgt je Kubikmeter übernommenem und abgefah-
renem Fäkalschlamm

23,54 €/m3

§ 21 
Gebühren für die zentrale öffentliche 

Niederschlagswasserbeseitigungsanlage

(1) Die Niederschlagswassergebühr für die Inanspruchnahme der
zentralen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage bemisst sich auf
der Grundlage der bebauten und/oder befestigten Grundstücks-
flächen (Quadratmetern), von denen Niederschlagswasser leitungs-
gebunden oder nicht leitungsgebunden in die zentrale öffentliche
Niederschlagswasserbeseitigungsanlage gelangen kann. Als bebau-
te Flächen gelten die Grundflächen der sich auf dem Grundstück be-
findlichen Gebäude zuzüglich etwaiger Dachüberstände. Befestigte
Flächen umfassen insbesondere betonierte, asphaltierte, gepflasterte
oder mit Platten belegte Grundstücksflächen. Die bebaute und/oder
befestigte Grundstücksfläche ist auf volle Quadratmeter zu runden.
Insofern gesonderte geeichte Abwasserzähler vorhanden sind, gilt
die tatsächlich eingeleitete Menge Niederschlagswasser.

(2) Die Gebühr für das Einleiten von Niederschlagswasser (Nieder-
schlagswassergebühr) beträgt im Erhebungszeitraum

1,23 €
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je Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Grundstücksfläche,
von der Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungs-
gebunden in die zentrale öffentliche Niederschlagswasserbeseiti-
gungsanlage gelangen kann.

(3) Abweichend von § 21 Absatz 2 bemisst sich die Gebühr für die
Einleitung von in seiner Eigenschaft nicht verändertem Grund- und
Dränagewasser in die zentrale öffentliche Niederschlagswasserbe-
seitigungsanlage nach der tatsächlichen Einleitmenge, welche durch
eine geeignete Messeinrichtung zu ermitteln ist. Die Gebühr be-
trägt 1,80 €/m3. Der § 19 Absatz 4 gilt entsprechend.

§ 22 
Erhebungszeitraum

Der Erhebungszeitraum für die Gebühren nach § 19 bis 21 ist das
jeweilige Kalenderjahr.

§ 23 
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des Erhebungszeitrau-
mes. Endet das Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Erhebungs-
zeitraumes, so entsteht die Gebührenschuld mit diesem Zeitpunkt.

(2) Die Veranlagung zu den Gebühren erfolgt durch die Landes-
hauptstadt Potsdam und wird dem Eigentümer durch Bescheid
bekannt gemacht. Die Gebührenschuld wird einen Monat nach
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig abzu-
rechnende Gebühr werden Vorausleistungen jeweils zum 15.03.,
15.04., 15.05., 15.06., 15.07, 15.08., 15.09., 15.10. und 15.11.
fällig, soweit die Höhe der Einzelfälligkeit einen Betrag von 10,00 €
übersteigt.

(4) Abweichend von § 23 Absatz 3 erfolgt die Veranlagung gegen-
über Großeinleitern zu Vorausleistungen jeweils zum 28. des Mo-
nats. Als Großeinleiter gelten diejenigen Eigentümer, die eine Jah-
resmenge von 5.000 m3 einleiten. Auf Antrag des Eigentümers
kann eine monatliche Gesamtabrechnung erfolgen.

(5) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe eines Kalender-
jahres, so wird der Vorausleistung diejenige Menge zugrunde ge-
legt, die der pauschalierten personenbezogenen Durchschnittsmen-
ge bzw. den Erfahrungswerten vergleichbarer Grundstücke ent-
spricht. Die Höhe wird durch Bescheid festgesetzt. § 23 Absätze 2
und 3 gelten entsprechend.

(6) Der Eigentümer ist zur Mitwirkung bei der Erstellung der Be-
rechnung verpflichtet. Insbesondere hat er auf Verlangen der Lan-
deshauptstadt Potsdam die erforderlichen Angaben zu machen.

(7) Kann die Höhe der Vorausleistungen nicht gemäß § 23 Absatz 5
ermittelt werden, wird die Höhe gemäß § 19 Absatz 4 geschätzt
und dem Bescheid über die Höhe der Vorausleistungen zugrunde
gelegt.

§ 24 
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Inanspruchnahme
der öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen Eigentümer des an-
geschlossenen Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem
Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbau-
berechtigte gebührenpflichtig.

(2) Besteht für das Grundstück ein dingliches Nutzungsrecht, so tritt
der Nutzer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21.09.1994 (BGBl. I,
S. 2457) genannten natürlichen und juristischen Personen des pri-
vaten und öffentlichen Rechts. Die Gebührenpflicht dieses Perso-
nenkreises entsteht nur, wenn im Zeitpunkt des Erlasses des Ge-

bührenbescheides das Wahlrecht über die Bestellung eines Erb-
baurechts oder der Ankauf des Grundstückes gem. §§ 15 und 16
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und ge-
gen den Anspruch des Nutzers keine nach dem Sachenrechtsber-
einigungsgesetz statthaften Einreden und Einwendungen geltend
gemacht worden sind; andernfalls bleibt die Gebührenpflicht des
Eigentümers unberührt.

(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

(4) Bei Eigentumswechsel geht die Gebührenpflicht mit dem Tage
der grundbuchlichen Eigentumsumschreibung auf den neuen Ei-
gentümer über. Jeder Wechsel der Rechts- und Nutzungsverhält-
nisse am Grundstück mit Auswirkung auf die Gebührenpflicht ist
der Landeshauptstadt Potsdam sowohl von dem alten als auch
dem neuen Eigentümer innerhalb eines Monats schriftlich anzuzei-
gen. Vor Umschreibung der Eigentumsübertragung im Grundbuch
besteht die Möglichkeit der Bevollmächtigung nach § 80 Abga-
benordnung. 

(5) Abweichend von § 24 Absatz 1 bis 2 ist der Benutzer (tatsäch-
licher Einleiter) bei der Erhebung der Gebühr nach § 19 Absatz 2 c
und § 21 Absatz 3 (Grund- und Dränagewasser) der Gebühren-
pflichtige.

(6) In Fällen des § 7 Absatz 4 (Hinterlieger) gilt § 24 Absatz 5 ent-
sprechend.

§ 25 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die jewei-
lige öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist oder
dieser von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird. Sie erlischt,
sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird oder die Zufüh-
rung von Abwasser dauerhaft endet.

§ 26 
Anzeigepflicht

(1) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berech-
nung der Gebühren beeinflussen, so hat der Eigentümer dies un-
verzüglich der Stadt schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung
besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert
oder beseitigt werden, bevor sie in Betrieb oder außer Betrieb ge-
nommen werden.

(2) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Ab-
wassermenge um mehr als 50 % der Abwassermenge des Vorjah-
res erhöht oder ermäßigt, so hat der Eigentümer dies der Landes-
hauptstadt Potsdam schriftlich anzuzeigen.

§ 27 
Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse/ 

Ersatzpflicht begründende Maßnahmen

(1) Bei der Herstellung handelt es sich um die erstmalige Errich-
tung eines Grundstücksanschlusses. Eine Herstellung liegt auch
vor, wenn ein Grundstück weitere Grundstücksanschlüsse erhält.

(2) Die Erneuerung stellt eine Wiederherstellung eines nach bestim-
mungsgemäßer Benutzung abgenutzten Anschlusses durch Erset-
zung des ganzen Anschlusses oder nicht unerheblicher Teile dar.

(3) Die Veränderung eines Grundstücksanschlusses umfasst alle
Maßnahmen, die die technische Umgestaltung eines bestehenden
Anschlusses zum Gegenstand hat (z. B. Lage, Art, Dimensionie-
rung, Werkstoff).

(4) Beseitigung ist Stilllegung, Unterbrechung, Trennung und Ent-
fernung der Grundstücksanschlussleitung.

(5) Die Unterhaltung umfasst alle Maßnahmen die erforderlich sind,
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den Grundstücksanschluss in einem gebrauchsfähigen Zustand
zu halten (z. B. vorsorgende oder schadensverursachte Instand-
setzung).

§ 28 
Ermittlung des Aufwandes

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Veränderung und Erneuerung
der Grundstücksanschlüsse bis einschließlich Durchflussnennwei-
te (DN) 150 an die zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsan-
lagen ist der Landeshauptstadt Potsdam entsprechend den Rege-
lungen dieser Satzung nach Einheitssätzen zu erstatten.

(2) Die Einheitssätze nach § 28 Absatz 1 betragen 

1. für die Herstellung eines Grundstücksanschlusses 

Anschluss an den Hauptkanal: 1.639,00 €
Errichtung des Übergabeschachtes: 1.264,00 €

Meterpreis je laufendem Meter Anschlusslänge 
bei befestigter Oberfläche 494,00 €

Meterpreis je laufendem Meter Anschlusslänge 
bei unbefestigter Oberfläche 276,00 €

2. für die Veränderung und Erneuerung eines Grundstücksan-
schlusses 

Anschluss an den Hauptkanal: 1.087,00 €
Errichtung des Übergabeschachtes: 1.339,00 €

Meterpreis je laufendem Meter Anschlusslänge 
bei befestigter Oberfläche 312,00 €

Meterpreis je laufendem Meter Anschlusslänge 
bei unbefestigter Oberfläche 233,00 €

(3) Im Leistungsumfang nach § 28 Absatz 2 sind alle Aufwendun-
gen und Kosten enthalten, die mit der Herstellung, Veränderung
und Erneuerung des Grundstücksanschlusses bis einschließlich
DN 150 einhergehen.

(4) Der Aufwand für die Herstellung, Veränderung und Erneuerung
von Grundstücksanschlüssen größer DN 150 wird nach tatsächli-
chem Aufwand berechnet.

(5) Der Aufwand für die Veränderung und Beseitigung von Grund-
stücksanschlüssen ist nach tatsächlichem Aufwand abzurechnen.

(6) Die Kosten, die mit der Unterhaltung eines Grundstücksan-
schlusses einhergehen, werden nach tatsächlichem Aufwand ab-
gerechnet.

(7) Erhält ein Grundstück mehrere Grundstücksanschlüsse oder Teil-
anlagen eines solchen, so werden die Aufwendungen in der Regel
für jeden Grundstücksanschluss gesondert berechnet. Auf Antrag
des Grundstückeigentümers kann hiervon abgewichen werden.

(8) Aufwand für Herstellung, Erneuerung, Veränderung oder Besei-
tigung von Grundstücksanschlüssen, die zum Zeitpunkt der Maß-
nahme den anerkannten Regeln der Technik entsprechen, geht zu
Lasten der Landeshauptstadt Potsdam, wenn die Maßnahme im
Zusammenhang mit einer Änderung oder Erweiterung der zentra-
len öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen notwendig wird oder
aus anderen Gründen nicht vom Eigentümer eines betroffenen
Grundstückes zu vertreten ist.

§ 29 
Entstehung des Kostenersatzanspruches

(1) Der Kostenersatzanspruch entsteht bei der Herstellung mit der
endgültigen Fertigstellung des Grundstücksanschlusses (Abnah-
me), in allen übrigen Fällen mit der Beendigung der Maßnahme.

(2) Auf den künftigen Kostenersatzanspruch kann die Landeshaupt-
stadt Potsdam eine angemessene Vorausleistung erheben, sobald
sie mit der ersatzpflichtigen Maßnahme begonnen hat.

§ 30 
Kostenersatzpflichtiger

(1) Bezüglich des Kostenersatzpflichtigen gelten die Vorschriften
des § 24 Absatz 1 bis 3 (Vorschrift zum Gebührenschuldner) ent-
sprechend.

(2) Bei Eigentumswechsel am Grundstück, der zum Zeitpunkt der
Entstehung der Kostenersatzpflicht nach § 29 noch nicht grund-
buchlich vollzogen ist, kann der Erwerber ab dem Tage des Las-
ten-Nutzen-Überganges entsprechend des Grundstückskaufver-
trages die Kostenübernahme gegenüber der Landeshauptstadt
Potsdam erklären.

§ 31 
Fälligkeit des Kostenersatzes

Der Kostenersatzanspruch und die Vorausleistung werden einen
Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides bzw. des
Vorausleistungsbescheides fällig.

Teil III – Schlussbestimmungen

§ 32 
Datenschutz

Zur Erfüllung der Aufgaben aus dieser Satzung ist die Verarbeitung
personen- und grundstücksbezogener Daten erforderlich und un-
ter Beachtung des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes zu-
lässig.

§ 33 
Auskunfts-, Duldungs- und Mitwirkungspflicht

(1) Die Eigentümer haben der Landeshauptstadt Potsdam jede
Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der
Gebühren nach § 19 bis 21 sowie des Kostenersatzanspruches
nach § 28 erforderlich ist. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte
der Landeshauptstadt Potsdam das Grundstück betreten, um die
Bemessungsgrundlage festzustellen und zu überprüfen. 

(2) Die bebauten und/oder befestigten Flächen nach § 4 Absatz 4
werden im Wege der Selbstveranlagung vom Eigentümer des an-
geschlossenen Grundstückes ermittelt. Der Eigentümer ist ver-
pflichtet, der Landeshauptstadt Potsdam auf Anforderung inner-
halb eines Monats die Quadratmeterzahl der bebauten und/oder
befestigten Flächen auf seinem Grundstück schriftlich mitzuteilen.
Kommt der Eigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach, kann
die Landeshauptstadt – soweit ihr keine anderen geeigneten Un-
terlagen vorliegen – die Größe der bebauten und/oder befestigten
Fläche schätzen.

(3) Soweit sich die Landeshauptstadt Potsdam bei der öffentlichen
Wasserversorgung eines Dritten bedient, haben die Gebührenpflich-
tigen zu dulden, dass sich die Landeshauptstadt Potsdam zur Fest-
stellung der Abwassermengen Verbrauchsdaten von dem Dritten
mitteilen bzw. über Datenträger übermitteln lässt.

(4) Der Eigentümer eines Grundstücks hat der Landeshauptstadt
Potsdam oder dem von ihr Beauftragten jede Auskunft zu erteilen,
die für die Durchführung der Maßnahmen nach § 28 dieser Sat-
zung erforderlich ist.

(5) Die Landeshauptstadt Potsdam kann an Ort und Stelle die für
den Anschluss maßgeblichen Bedingungen ermitteln. Der Eigentü-
mer hat dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfang
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Hilfestellung zu leisten sowie den freien Zugang zu den Grund-
stücksanschlüssen zu ermöglichen.

§ 33a 
Anordnungen im Einzelfall, Zwangsmittel

Die Landeshauptstadt Potsdam kann zur Umsetzung dieser Sat-
zung Anordnungen im Einzelfall erlassen, die den Grundstücksei-
gentümer zu einem bestimmten Handeln, Dulden oder Unterlas-
sen verpflichten. Die Vollstreckung solcher Anordnungen erfolgt nach
den Vorschriften des brandenburgischen Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes.

§ 34 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 3 Absatz 2 der Kommunalver-
fassung für das Land Brandenburg in der jeweils geltenden Fas-
sung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen § 4 dieser Satzung sein Grundstück nicht oder nicht
ordnungsgemäß an die jeweilige öffentliche Abwasserbeseiti-
gungsanlage anschließt, obwohl er zum Anschluss verpflichtet
ist,

b) entgegen § 7 Absatz 6 dieser Satzung die Verlegung von
Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schie-
bern, Messeinrichtungen, Sonderbauwerken, nicht zulässt oder
das Anbringen von Hinweisschildern nicht duldet oder sie nach
dem Anbringen entfernt,

c) entgegen § 9 dieser Satzung die zur Zulassung einer privaten
Grundstücksentwässerungsanlage dort vorgeschriebenen Un-
terlagen nicht einreicht,

d) entgegen § 11 Absatz 1 dieser Satzung den Beauftragten der
Landeshauptstadt Potsdam den ungehinderten Zugang zu den
Entwässerungsanlagen verwehrt oder notwendige Auskünfte
nicht erteilt,

e) entgegen § 11 Absatz 4 dieser Satzung Störungen und Schä-
den an den dort genannten Anlagen nicht unverzüglich an-
zeigt, 

f) entgegen § 12 dieser Satzung die Außerbetriebnahme von ab-
flusslosen Sammelgruben nicht unverzüglich anzeigt, 

g) entgegen § 13 dieser Satzung nicht zugelassene Stoffe in die
öffentliche Abwasserentsorgungsanlagen einleitet,

h) entgegen § 14 dieser Satzung Abscheider nicht benutzt, nicht
ordnungsgemäß entleert oder das Abscheidegut nicht ord-
nungsgemäß entsorgt.

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit einer Geldbu-
ße von bis zu 1.000,00 Euro geahndet werden.

(3) Ordnungswidrig gem. § 15 Absatz 2 b) des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen § 26 Absatz 1 nicht anzeigt, wenn er auf seinem
Grundstück Anlagen errichtet, verändert oder beseitigt, die sich
auf die Bemessung der Abgaben auswirken können,

b) entgegen § 33 notwendige Auskünfte, die für die Berechnung
der in dieser Satzung geregelten Abgaben erforderlich sind,
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt,

(4) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 3 können mit einer Geldbu-
ße von bis zu 5.000,00 Euro geahndet werden.

(5) Ordnungswidrig i.S.v. § 5 Absatz 2 GO, § 15 KAG handelt, wer
vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen § 33 die für die Durchführung der Herstellung des
Grundstücksanschlusses oder die Erhebung des Ersatzan-
spruches erforderlichen Auskünfte nicht erteilt,

b) entgegen § 33 verhindert, dass die Landeshauptstadt Pots-
dam an Ort und Stelle ermitteln können oder die dazu erfor-
derliche Hilfe verweigert.

(6) Die Ordnungswidrigkeiten nach § 5 GO können mit einer Geld-
buße von bis zu 1.000,00 Euro geahndet werden.

§ 35 
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

Potsdam, den 18.04.2013

Jann Jakobs
Oberbürgermeister

Anlage 1 zur Abwasserbeseitigungs- und abgabensatzung
(AWS)

I. Grenzwerte für die Einleitung  

Die Überschreitung für Abwassereinleitungen wird durch den Ab-
wasserinhaltsstoff bestimmt, dessen Konzentration dem überschrit-
tenen Grenzwert entspricht. 

Die nachfolgend genannten Richtwerte für gefährliche Stoffe im
Sinne des § 7 a WHG gelten nur für Einleitungen, für die keine An-
forderungen nach dem Stand der Technik in der Abwasserverord-
nung enthalten sind. In allen anderen Fällen gelten die Anforderun-
gen nach dem Stand der Technik in den Anhängen zur Abwasser-
verordnung. 

Hiervon kann abgewichen werden, wenn in der öffentlichen Ab-
wasserbehandlungsanlage die geforderte Schadstoffreduzierung
erreicht wird, die Abwasserbehandlungsanlage hierfür bemessen
ist und diese Abwasserbehandlung keine Umweltbelastungen in
andere Umweltmedien verlagert. 

Der Grenzwert gilt als überschritten ab Feststellung der
Überschreitung, bis der Nachweis durch mehrere repräsen-
tative Proben, die die spezifischen Verhältnisse des Abwas-
serflusses berücksichtigen, erfolgt, dass der Grenzwert un-
terschritten wird. 

Grenzwerte, die am Übergabeschacht zur öffentlichen Abwasser-
anlage einzuhalten sind: 

1) Allgemeine Parameter 

a) Temperatur 35° C 

b) pH-Wert wenigsten 6,5;  
höchstens 10,0 

c) Absetzbare Stoffe 

– Soweit eine Schlammab- nicht begrenzt 
scheidung wegen der ord-
nungsgemäßen Funktions-
weise der öffentlichen Ab-
wasseranlage erforderlich ist, 
kann eine Begrenzung im 
Bereich von 1 – 10 ml/l nach 
0,5 Stunden Absetzzeit, in 
besonderen Fällen auch 
darunter, erfolgen 
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d) Verhältnis CSB/BSB5 < 2 
CSB-Abbau nach 24 h mindestens 75 % 

2) Schwerflüchtige lipophile Stoffe 
(u. a. verseifbare Öle, Fette) 

a) direkt abscheidbar 100 mg/l 

b) soweit Menge und Art des 
Abwassers bei Bemessung 
zu Abscheideranlagen über 
Nenngröße 10 (> NG 10) führen: 
gesamt 250 mg/l 

3) Kohlenwasserstoffe 

a) Direkt abscheidbar   50 mg/l 

Bei den in der Pra-
xis häufig festzu-
stellenden Zulauf-
konzentrationen
und richtiger
Dimensionierung
ist der Wert von 
50 mg/l bei ord-
nungsgemäßem
Betrieb erreichbar. 

b) gesamt   100 mg/l 

c) soweit im Einzelfall eine weiter-
gehende Entfernung der Kohlen-
wasserstoffe erforderlich ist: 
gesamt  20 mg/l 

4) Halogenierte organische Verbindungen 

a) *absorbierbare organische Halogen-
verbindungen (AOX) 1,0 mg/l 

b) *leichtflüchtige halogenierte Kohlen-
wasserstoffe (LHKW) als Summe 
aus Trichlorethen, Tetrachlorethen, 
1,1,1-Trichlorethan, Dichlormethan, 
gerechnet als Chlor (CLl) 0,5 mg/l 

5) Organisch halogenfreie Lösemittel 

Mit Wasser ganz oder teilweise mischbar 
und biologisch abbaubar entsprechend 
spezieller Festlegung, jedoch Richtwert 
nicht größer als er der Löslichkeit 
entspricht 10g/l als TOC 

6) Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst) 

*Antimon (Sb) 0,5 mg/l 
*Arsen (As) 0,5 mg/l 
*Barium (Ba) 5 mg/l 
*Blei (Pb) 1,0 mg/l 
*Cadmium1) (Cd) 0,5 mg/l 
*Chrom (Cr) 1 mg/l 
*Chrom-VI (Cr) 0,2 mg/l 
*Cobalt (Co) 2 mg/l 
*Kupfer (Cu) 1,0 mg/l 
*Nickel (Ni) 1,01 mg/l 
*Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l 

*Zinn (Sn) 5 mg/l 
*Zink (Zn) 5 mg/l 

Aluminium (Al) keine Begrenzung, 
und Eisen (Fe) soweit keine Schwierigkeiten

bei der Abwasserableitung und
-reinigung auftreten (siehe 1 c) 

7) Anorganische Stoffe (gelöst) 

a) Stickstoff aus Ammoniom (NH4-N + NH3-N) 200 mg/l 
und Ammoniak 

b) Stickstoff aus Nitrit, falls (NO2-N) 10 mg/l 
größere Frachten anfallen 

*c) Cyanid, gesamt (CN) 20 mg/l 

*d) Cyanid, leicht freisetzbar 1 mg/l 

e) Sulfat2) (SO4) 600 mg/l 

*f) Sulfid 2 mg/l 

g) Fluorid (F) 50 mg/l 

h) Phosphatverbindungen3) (P) 50 mg/l 

8) Weitere organische Stoffe 

a) Wasserdampfflüchtige 
halogenfreie Phenole 
(als C6H5OH)4 100 mg/l 

b) Farbstoffe nur in einer so niedrigen Kon-
zentration, dass der Vorfluter
nach Einleitung des Ablaufs
einer mechanisch-biologischen
Kläranlage visuell nicht gefärbt
erscheint. 

9) Spontane Sauerstoffzehrung 

gemäß Deutschen Einheitsver-
fahren zur Wasser-, Abwasser-
und Schlammuntersuchung
„Bestimmung der spontanen
Sauerstoffzehrung (G24)“, 
17. Lieferung; 100 mg/l 

* Parameter mit Anforderungen nach dem Stand der Technik in
den Anhängen zur Rahmen-AbwasserVwV 

1) Bei Cadmium können auch bei Anteilen unter 10 % der Grenzwert Klär-
schlammverordnung und/oder der Schwellenwert des Abgabengesetzes
überschritten werden. 

2) In Einzelfällen können je nach Baustoff, Verdünnung und örtlichen Verhält-
nissen höhere Werte zugelassen werden. 

3) In Einzelfällen können höhere Werte zugelassen werden, sofern der Betrieb
der Abwasseranlage dies zulässt. 

4) Je nach Art der phenolischen Substanz kann dieser Wert höher werden; bei
toxischen und biologisch nicht oder schwer abbaubaren Phenolen muss er
jedoch wesentlich erniedrigt werden. 

Die Untersuchungsverfahren richten sich nach der jeweils
gültigen Fassung der Abwasserverordnung.
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